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des Bundesrates

Verordnung zur Umsetzung der Richtlinie über Industrie-
emissionen, zur Änderung der Verordnung über Immissions-
schutz- und Störfallbeauftragte und zum Erlass einer Bekannt-
gabeverordnung

Der Bundesrat hat in seiner 904. Sitzung am 14. Dezember 2012 beschlossen, der 

Verordnung gemäß Artikel 80 Absatz 2 des Grundgesetzes nach Maßgabe der sich 

aus der Anlage ergebenden Änderungen zuzustimmen.





Drucksache 319/12 (Beschluss)

Anlage

Ä n d e r u n g e n

zur

Verordnung zur Umsetzung der Richtlinie über Industrieemissionen,

zur Änderung der Verordnung über Immissionsschutz- und Störfallbeauftragte und

zum Erlass einer Bekanntgabeverordnung

1. Zu Artikel 1 (§ 1 Absatz 7 - neu - der 4. BlmSchV)

In Artikel 1 ist dem § 1 folgender Absatz 7 anzufügen: 

"(7) Keiner Genehmigung bedürfen Anlagen zur Lagerung von Stoffen, die eine 

Behörde in Erfüllung ihrer gesetzlichen Aufgabe zur Gefahrenabwehr sicherge-

stellt hat. "

Begründung:



Der Anhang zur neu gefassten 4. BImSchV entbindet Behörden, die von ihnen 
in Erfüllung gesetzlicher Aufgaben sichergestellte Stoffe lagern müssen, nicht 
von der Pflicht zur Einholung einer ggf. erforderlichen immissionsschutzrecht-
lichen Genehmigung. Somit kann ein kaum lösbarer Konflikt zwischen dem 
Erfordernis der Einhaltung immissionsschutzrechtlicher Genehmigungspflich-
ten und der Pflicht zur Erfüllung der Gefahrenabwehraufgabe entstehen. 

Solche Konflikte können z. B. auftreten bei der im Rahmen von Kontrollen von 
rgrenzüberschreitenden Abfallverbringungen erfolgten behördlichen Siche -

stellung von Abfällen, die illegal grenzüberschreitend verbracht worden sind 
oder verbracht werden sollen. Nach § 11 Absatz 4 Abfallverbringungsgesetz 
muss dann die zuständige Behörde Vorkehrungen für die sichere Lagerung von 
Abfällen treffen. Selbst wenn man davon ausgeht, dass solche behördlich ver-
anlassten Zwischenlagerungen von Abfällen nicht länger als ein Jahr dauern 
und daher nur der immissionsschutzrechtliche Genehmigungstatbestand der 



Drucksache 319/12 (Beschluss) - 2 -

Nummer 8.12 des Anhangs 1 zur 4. BImSchV eingreifen kann, kann eine sol-
che behördlich veranlasste Zwischenlagerung im Fall gefährlicher Abfälle 
(etwa auch Elektroaltgeräte) nach Nummer 8.12 des Anhangs zur 4. BImSchV 
immissionsschutzrechtlich genehmigungspflichtig sein. Dies ist dann der Fall, 
wenn die zu lagernde Abfallmenge mehr als 30 Tonnen beträgt (vgl. Nummer 
8.12.1.2 des Anhangs 1 zur 4. BImSchV). Diese Menge kann bei Entdeckun-
gen von illegalen Abfallverbringungen durchaus überschritten werden.

Auch behördliche Sicherstellungen von Stoffen, deren Lagerung nach Num-
mer 9 des Anhangs 1 zur 4. BImSchV - teilweise bei nur geringen Mengen -
immissionsschutzrechtlich genehmigungsbedürftig ist, sind vorstellbar. 

2. Zu Artikel 1 (Anhang 1 Abschnitt "Rohstoffbegriff in Nummer 7" - neu - der 

4. BImSchV)

In Artikel 1 ist dem Wortlaut von Anhang 1 folgender Abschnitt voranzustellen:

'Rohstoffbegriff in Nummer 7

Der in Anlagenbeschreibungen unter Nummer 7 verwendete Begriff "Rohstoff" 

gilt unabhängig davon, ob dieser zuvor verarbeitet wurde oder nicht.'

Begründung:

Die IE-Richtlinie spricht in Anhang 1 Nummer 6.4 Buchstabe b von "Be-
-handlung und Verarbeitung, mit alleiniger Ausnahme der Verpackung, folgen

der Rohstoffe, unabhängig davon, ob sie zuvor verarbeitet wurden oder nicht, 
zur Herstellung von Nahrungsmittel oder Futtererzeugnissen aus …".

Die 4. BImSchV erwähnt in verschiedenen Nummern den Begriff "Rohstoffe" 
ohne Unterscheidung, ob diese Rohstoffe vorher verarbeitet sein dürfen oder 
nicht. Zur Sicherstellung einer IED-konformen Umsetzung ist die Ergänzung 
erforderlich.

3. Zu Artikel 1 (Anhang 1 Nummer 1.6 Spalte b der 4. BImSchV)

In Artikel 1 sind in Anhang 1 Nummer 1.6 Spalte b die Wörter "zur Stromer-

zeugung" zu streichen.
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Begründung:

Entscheidend, ob von einer Windkraftanlage schädliche Umwelteinwirkungen 
ausgehen können oder nicht, ist die Bauhöhe und nicht der Zweck der Anlage. 
Es ist unerheblich, ob die Anlage zur Stromerzeugung oder z. B. zum Betrieb 
einer mechanischen Pumpe dient.

4. Zu Artikel 1 (Anhang 1 Nummer 1.12 Spalte b der 4. BImSchV)

In Artikel 1 sind in Anhang 1 Nummer 1.12 Spalte b die Wörter "Teer oder 

Gaswasser" durch die Wörter "Teer- oder Gaswasser" zu ersetzen.

Begründung:

Redaktionelle Änderung.

5. Zu Artikel 1 (Anhang 1 Nummer 3.16, 3.16.1 und 3.16.2 Spalte b der 

4. BImSchV)

In Artikel 1 sind in Anhang 1 die Nummern 3.16, 3.16.1 und 3.16.2 Spalte b 

wie folgt zu fassen:
"

Nr.

a

Anlagenbeschreibung

b

3.16 Anlagen zur Herstellung von warmgefertigten nahtlosen oder 

geschweißten Rohren aus Stahl mit einer Produktionskapa-

zität von

3.16.1 20 Tonnen oder mehr je Stunde,

3.16.2 weniger als 20 Tonnen je Stunde,

"
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Begründung:

Redaktionelle Anpassung der Kapazitätsangabe zur jeweiligen Nummer. 

6. Zu Artikel 1 (Anhang 1 Nummer 4.1.21 Spalte b der 4. BImSchV)

In Artikel 1 ist Anhang 1 Nummer 4.1.21 Spalte b wie folgt zu fassen: 

"Stoffen oder Stoffgruppen, die keiner oder mehreren der Nummern 4.1.1 bis 

4.1.20 entsprechen"

Begründung:

Die Neufassung der Nummer ist als Abgrenzung zu den integrierten chemi-
schen Anlagen nach 4.1.22 für Anlagen erforderlich, die gleichzeitig Stoffe 
nach verschiedenen Nummern herstellen, wie z.B. die Herstellung von Chlor, 
Wasserstoff und Natronlauge bei der Chlor-Alkali-Elektrolyse (4.1.12 + 
4.1.14). Eine differenzierte Beantragung bei der gleichzeitigen Herstellung ver-
schiedener Stoffe im Rahmen eines Genehmigungsverfahrens ist auch im Hin-
blick auf die EU-Berichterstattung nicht erforderlich, da die Genehmigungen 
bzw. Inspektionen von Chemieanlagen nicht differenziert nach Untergruppen 
zu berichten sind.

7. Zu Artikel 1 (Anhang 1 Nummer 4.1.22 Spalte b der 4. BImSchV)

In Artikel 1 ist Anhang 1 Nummer 4.1.22 Spalte b wie folgt zu fassen:

"- organischen Grundchemikalien,

- anorganischen Grundchemikalien,

- phosphor-, stickstoff- oder kaliumhaltigen Düngemitteln (Einnährstoff oder 

Mehrnährstoff),

- Ausgangsstoffen für Pflanzenschutzmittel und Bioziden,

- Grundarzneimitteln unter Verwendung eines chemischen oder biologischen 

Verfahrens oder

- Explosivstoffen,
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im Verbund, bei denen sich mehrere Einheiten nebeneinander befinden und in 

funktioneller Hinsicht miteinander verbunden sind (integrierte chemische Anla-

gen);"

Begründung:

Die Neufassung der Nummer 4.1.22 orientiert sich an der Fassung der UVPG, 
die als einzige die integrierte chemische Anlage aufführt. Damit wird eine 
Ausweitung der integrierten Anlagen auf Stoffe (z. B. Anlagen zur Herstellung 
von Tensiden), die nach UVPG-Vorgaben nicht davon erfasst sind, vermieden. 
Darüber hinaus würden bei Beibehaltung der Entwurfsfassung zwei voneinan-
der abweichende Typen "integrierter chemischer Anlagen" definiert. Einmal 
nach Anhang 1 Nummer 4.1.22 der 4. BImSchV und nach Anlage 1 Num-
mer 4.1 UVPG. Bei Behörden, Antragstellern und Dritten würde dies nur zu 
Verwirrung führen. Ein Umweltvorteil im Falle der Beibehaltung der Fassung 
der Vorlage ist ebenfalls nicht erkennbar. 

8. Zu Artikel 1 (Anhang 1 Nummer 5.12 - neu - der 4. BImSchV)

In Artikel 1 ist in Anhang 1 nach Nummer 5.11 folgende Nummer 5.12 einzu-

fügen:

"

Nr. Anlagenbeschreibung Verfahrensart

Anlage 

gemäß Art. 

10 der RL 

2010/75/EU

a b c d

5.12 Anlagen zur Herstellung von PVC-Folien 

durch Kalandrieren unter Verwendung von 

Gemischen aus Kunststoffen und Zusatz-

stoffen mit einer Kapazität von 10 000 

Tonnen oder mehr je Jahr;

V

"
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Begründung:

Bei der Herstellung von PVC-Folien wird PVC-Pulver mit Zuschlagstoffen in 
beheizten Walzwerken – sogenannte Kalander – bei einer Temperatur von ca. 
200°C zu PVC-Folien verarbeitet. In den Zuschlagstoffen sind derzeit übli-
cherweise auch gesundheitsschädliche Organozinnverbindungen in einer 
Menge von bis zu einem Gewichtsprozent der Gesamtrezeptur enthalten.

Die Abluft der PVC-Kalander ist auf Grund zahlreicher Zusatzstoffe zum 
PVC-Ausgangsstoff sehr geruchsintensiv. Weiterhin werden die eingesetzten 
Organozinnverbindungen teilweise emittiert. Auf Grund des Einsatzes von 
staubförmigen Rohstoffen können auch Stäube freigesetzt werden.

Insgesamt weisen die Anlagen einen industriellen Charakter auf. Sie sind auf 
Grund ihrer Beschaffenheit und ihres Betriebes in besonderem Maße geeignet, 
schädliche Umwelteinwirkungen hervorzurufen und die Nachbarschaft erheb-
lich zu benachteiligen und zu belästigen. Ihre Aufnahme in den Katalog der 
genehmigungsbedürftigen Anlagen der 4. BImSchV ist daher geboten.

9. Zu Artikel 1 (Anhang 1 Nummer 6.4 - neu - der 4. BImSchV)

In Artikel 1 ist in Anhang 1 nach Nummer 6.3 folgende Nummer 6.4 einzufü-

gen:

"

Nr. Anlagenbeschreibung Verfahrensart

Anlage 

gemäß Art. 

10 der RL 

2010/75/EU

a b c d

6.4 Anlagen zur Herstellung von Holzpresslin-

gen (z. B. Holzpellets, Holzbriketts) mit ei-

ner jährlichen Produktionskapazität von 

10 000 Tonnen oder mehr je Jahr;

V

"
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Begründung:

Insbesondere auf Grund der Verknappung fossiler Brennstoffe und der Förde-
rung erneuerbarer CO2-neutraler Energien sind in den letzten Jahren zuneh-
mend Anlagen zur Herstellung von Holzpellets als Brennstoff entstanden. Die 
Anlagen zur Pelletherstellung sind bislang immissionsschutzrechtlich nicht ge-
nehmigungsbedürftig.

Die einzelnen Prozessschritte werden mit teilweise sehr lärmintensiven Ma-
schinen durchgeführt. Dabei handelt es sich insbesondere um Fahrzeuge, Bre-
cher und Mühlen zur Holzzerkleinerung und um Fördereinrichtungen. Weiter-
hin entstehen in erheblichem Umfang Schadstoffe, insbesondere Stäube, aber 
auch weitere (organische) Emissionen während der Trocknungsvorgänge sowie 
Feuerungsabgase aus den Beheizungsanlagen.

Daneben sind die Prozessschritte teilweise auch geruchsintensiv. Einige Anla-
genbereiche stellen auf Grund der dort vorhandenen Holzstäube explosionsge-
fährdete Bereiche dar. Darüber hinaus wird in der Literatur von Freisetzungen 
giftiger Gase (z. B. Kohlenmonoxid) berichtet, die schädliche Auswirkungen 
auf die in der Anlage Beschäftigten haben können.

Insgesamt weisen die Anlagen einen industriellen Charakter auf. Sie sind auf 
Grund ihrer Beschaffenheit und ihres Betriebes in besonderem Maße geeignet, 
schädliche Umwelteinwirkungen hervorzurufen und die Nachbarschaft erheb-
lich zu benachteiligen und zu belästigen. Ihre Aufnahme in den Katalog der
genehmigungsbedürftigen Anlagen der 4. BImSchV ist daher geboten.

10. Zu Artikel 1 (Anhang 1 Nummern 7.4.2.1, 7.4.2.2, 7.19.1, 7.19.2, 7.20.1, 

7.20.2, 7.21, 7.22.1, 7.22.2, 7.23.1, 7.23.2, 7.24.1, 7.24.2, 7.27.1, 7.27.2, 

7.28.2.1, 7.28.2.2, 7.29.1, 7.29.2, 7.30.1, 7.30.2, 7.31.1.2, 7.31.2.2 und 7.31.3.2 

der 4. BImSchV)

Artikel 1 Anhang 1 ist wie folgt zu ändern:

a) Nummer 7.4.2 ist wie folgt zu ändern:

aa) In Nummer 7.4.2.1 sind vor dem Komma die Wörter "oder 600 Tonnen 

Konserven oder mehr je Tag, sofern die Anlage an nicht mehr als 90 

aufeinander folgenden Tagen im Jahr in Betrieb ist" einzufügen.

bb) In Nummer 7.4.2.2 sind vor dem Semikolon die Wörter "oder weniger 

als 600 Tonnen Konserven je Tag, sofern die Anlage an nicht mehr als 

90 aufeinander folgenden Tagen im Jahr in Betrieb ist" einzufügen.
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b) Nummer 7.19 ist wie folgt zu ändern:

aa) In Nummer 7.19.1 sind vor dem Komma die Wörter "oder 600 Tonnen 

Sauerkraut oder mehr je Tag, sofern die Anlage an nicht mehr als 90 

aufeinander folgenden Tagen im Jahr in Betrieb ist" einzufügen.

bb) In Nummer 7.19.2 sind vor dem Semikolon die Wörter "oder weniger 

als 600 Tonnen Sauerkraut je Tag, sofern die Anlage an nicht mehr als 

90 aufeinander folgenden Tagen im Jahr in Betrieb ist" einzufügen.

c) Nummer 7.20 ist wie folgt zu ändern:

aa) In Nummer 7.20.1 sind vor dem Komma die Wörter "oder 600 Tonnen 

Braumalz oder mehr je Tag, sofern die Anlage an nicht mehr als 90 

aufeinander folgenden Tagen im Jahr in Betrieb ist" einzufügen.

bb) In Nummer 7.20.2 sind vor dem Semikolon die Wörter "oder weniger 

als 600 Tonnen Braumalz je Tag, sofern die Anlage an nicht mehr als 

90 aufeinander folgenden Tagen im Jahr in Betrieb ist" einzufügen.

d) In Nummer 7.21 sind vor dem Semikolon die Wörter "oder 600 Tonnen 

Fertigerzeugnissen oder mehr je Tag, sofern die Anlage an nicht mehr als 

90 aufeinander folgenden Tagen im Jahr in Betrieb ist" einzufügen.

e) Nummer 7.22 ist wie folgt zu ändern:

aa) In Nummer 7.22.1 sind vor dem Komma die Wörter "oder 600 Tonnen 

Hefe oder Stärkemehlen oder mehr je Tag, sofern die Anlage an nicht 

mehr als 90 aufeinander folgenden Tagen im Jahr in Betrieb ist" einzu-

fügen.

bb) In Nummer 7.22.2 sind vor dem Semikolon die Wörter "oder weniger 

als 600 Tonnen Hefe oder Stärkemehlen je Tag, sofern die Anlage an 

nicht mehr als 90 aufeinander folgenden Tagen im Jahr in Betrieb ist" 

einzufügen.

f) Nummer 7.23 ist wie folgt zu ändern:

aa) In Nummer 7.23.1 sind vor dem Komma die Wörter "oder 600 Tonnen 

Fertigerzeugnissen oder mehr je Tag, sofern die Anlage an nicht mehr 

als 90 aufeinander folgenden Tagen im Jahr in Betrieb ist" einzufügen.
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bb) In Nummer 7.23.2 sind vor dem Semikolon die Wörter "oder weniger 

als 600 Tonnen Fertigerzeugnissen je Tag mit Hilfe von Extraktions-

mittel, sofern die Anlage an nicht mehr als 90 aufeinander folgenden 

Tagen im Jahr in Betrieb ist" einzufügen.

g) Nummer 7.24 ist wie folgt zu ändern:

aa) In Nummer 7.24.1 sind vor dem Komma die Wörter "oder 600 Tonnen 

Fertigerzeugnissen oder mehr je Tag, sofern die Anlage an nicht mehr 

als 90 aufeinander folgenden Tagen im Jahr in Betrieb ist" einzufügen.

bb) In Nummer 7.24.2 sind vor dem Semikolon die Wörter "oder weniger 

als 600 Tonnen Fertigerzeugnissen je Tag, sofern die Anlage an nicht 

mehr als 90 aufeinander folgenden Tagen im Jahr in Betrieb ist" einzu-

fügen.

h) Nummer 7.27 ist wie folgt zu ändern:

aa) In Nummer 7.27.1 sind vor dem Komma die Wörter "oder 

6 000 Hektoliter Bier oder mehr je Tag, sofern die Anlage an nicht 

mehr als 90 aufeinander folgenden Tagen im Jahr in Betrieb ist" einzu-

fügen.

bb) In Nummer 7.27.2 sind das Komma durch ein Semikolon zu ersetzen 

und vor dem Semikolon die Wörter "oder weniger als 6 000 Hektoliter 

Bier je Tag, sofern die Anlage an nicht mehr als 90 aufeinander folgen-

den Tagen im Jahr in Betrieb ist" einzufügen.

i) Nummer 7.28.2 ist wie folgt zu ändern:

aa) In Nummer 7.28.2.1 sind vor dem Komma die Wörter "oder 600 Ton-

nen Speisewürzen oder mehr je Tag, sofern die Anlage an nicht mehr 

als 90 aufeinander folgenden Tagen im Jahr in Betrieb ist" einzufügen.

bb) In Nummer 7.28.2.2 sind vor dem Semikolon die Wörter "oder weniger 

als 600 Tonnen Speisewürzen je Tag, sofern die Anlage an nicht mehr 

als 90 aufeinander folgenden Tagen im Jahr in Betrieb ist" einzufügen.

j) Nummer 7.29 ist wie folgt zu ändern:

aa) In Nummer 7.29.1 sind vor dem Komma die Wörter "oder 600 Tonnen 

geröstetem Kaffee oder mehr je Tag, sofern die Anlage an nicht mehr 

als 90 aufeinander folgenden Tagen im Jahr in Betrieb ist" einzufügen.
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bb) In Nummer 7.29.2 sind vor dem Semikolon die Wörter "oder weniger 

als 600 Tonnen geröstetem Kaffee je Tag, sofern die Anlage an nicht 

mehr als 90 aufeinander folgenden Tagen im Jahr in Betrieb ist" einzu-

fügen.

k) Nummer 7.30 ist wie folgt zu ändern:

aa) In Nummer 7.30.1 sind vor dem Komma die Wörter "oder 600 Tonnen 

Erzeugnissen oder mehr je Tag, sofern die Anlage an nicht mehr als 90 

aufeinander folgenden Tagen im Jahr in Betrieb ist" einzufügen.

bb) In Nummer 7.30.2 sind vor dem Semikolon die Wörter "oder weniger 

als 600 Tonnen Erzeugnissen je Tag, sofern die Anlage an nicht mehr 

als 90 aufeinander folgenden Tagen im Jahr in Betrieb ist" einzufügen.

l) Nummer 7.31 ist wie folgt zu ändern:

aa) In Nummer 7.31.1.2 sind vor dem Komma die Wörter "oder 600 Ton-

nen oder mehr je Tag bei der Verwendung ausschließlich pflanzlicher 

Rohstoffe, sofern die Anlage an nicht mehr als 90 aufeinander folgen-

den Tagen im Jahr in Betrieb ist" einzufügen.

bb) In Nummer 7.31.2.2 sind vor dem Komma die Wörter "oder weniger 

als 600 Tonnen je Tag bei der Verwendung ausschließlich pflanzlicher 

Rohstoffe, sofern die Anlage an nicht mehr als 90 aufeinander folgen-

den Tagen im Jahr in Betrieb ist" einzufügen.

cc) In Nummer 7.31.3.2 sind vor dem Semikolon die Wörter "oder weniger 

als 600 Tonnen je Tag bei der Verwendung ausschließlich pflanzlicher 

Rohstoffe, sofern die Anlage an nicht mehr als 90 aufeinander fol-

genden Tagen im Jahr in Betrieb ist" einzufügen.

Begründung:

Die Genehmigungspflicht nach Nummer 6.4 Buchstabe b Unternummer ii des 
Anhangs I der IE-Richtlinie beginnt für Behandlung und Verarbeitung von 
ausschließlich pflanzlichen Rohstoffen zur Herstellung von Nahrungsmitteln 
oder Futtermittelerzeugnissen bei saisonal arbeitenden Betrieben (Anlage ist an 
nicht mehr als 90 aufeinander folgenden Tagen im Jahr in Betrieb) erst bei ei-
ner Verarbeitungskapazität von 600 Tonnen pro Tag. Dieses Ausnahmekrite-
rium der IE-Richtlinie ist noch nicht 1:1 umgesetzt worden und sollte deshalb 
ergänzt werden.
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Der Bundesrat hat deshalb schon in seiner Stellungnahme vom 06.07.2012 
(BR-Drs. 314/12 - Beschluss, Ziffer 37) zum Entwurf eines Gesetzes zur Um-
setzung der Richtlinie über Industrieemissionen die Bundesregierung gebeten, 
die Nummern 7.17.1 und 7.17.2, 7.22.1 und 7.22.2, 7.23.1 und 7.23.2, 7.24.1 
und 7.24.2, 7.26.1 und 7.26.2. sowie 7.28.1 der Anlage 1 des UVPG entspre-
chend anzupassen. 

Die Bundesregierung hat in ihrer Gegenäußerung vom 15.08.2012 diese Num-
mern der Anlage 1 des UVPG entsprechend angepasst. Nun ist die erforderli-
che Klarstellung auch in Anhang 1 der 4. BImSchV erforderlich.

11. Zu Artikel 1 (Anhang 1 Nummer 7.5.2 Spalte b Nummer 3 der 4. BImSchV)

In Artikel 1 ist Anhang 1 Nummer 7.5.2 Spalte b Nummer 3 zu streichen.

Folgeänderung:

In Artikel 1 ist in Anhang 1 Nummer 7.5.2 Spalte b in Nummer 1 das Komma 

durch das Wort "oder" zu ersetzen und in Nummer 2 ist das Wort "und" durch 

einen Punkt zu ersetzen.

Begründung:

Untersuchungen haben ergeben, dass Räucheranlagen mit Umluftführung ein 
relevantes Emissionspotential durch Undichtigkeiten des Klappensystems ha-
ben. Technisch ist dieses Problem zum jetzigen Zeitpunkt nicht lösbar. Des 
Weiteren ist das Ausnahmekriterium messtechnisch nur bedingt und mit er-
höhtem gerätetechnischem und zeitlichem Aufwand überprüfbar. Eine Aus-
nahme von Räucheranlagen mit Umluftführung vom Genehmigungsvorbehalt 
und damit der Vorsorgeanforderungen ist daher nicht sachgerecht.
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12. Zu Artikel 1 (Anhang 1 Nummer 7.11 Spalte b und c der 4. BImSchV)

In Artikel 1 ist Anhang 1 wie folgt zu ändern:

a) In Nummer 7.11 sind die Spalten b und c wie folgt zu fassen:

"

Nr. Anlagenbeschreibung Verfahrensart

Anlage 

gemäß Art. 

10 der RL 

2010/75/EU

a b c d

7.11 Anlagen zum Lagern unbehandelter Kno-

chen, 

ausgenommen Anlagen für selbst gewon-

nene Knochen in

1. Fleische

Verarbeitungska

reien mit einer 

pazität von weniger als 

4 000 Kilogramm Fleisch je Woche und

2. Anlagen, die nicht durch Nummer 7.2 

erfasst werden;

V

"

b) Die Nummern 7.11.1 und 7.11.2 sind zu streichen.

Begründung:

Zu Nummer 7.11 ist lt. Begründung keine Änderung zur geltenden 
4. BImSchV beabsichtigt. 

Die bisher mit Anstrichen ausgenommenen Fälle müssen bestehen bleiben, die 
Vorlage ist mit den Nummern 7.11.1 und 7.11.2 somit falsch gefasst.

Mit dem Änderungsvorschlag wird die Vorlage entsprechend korrigiert.
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13. Zu Artikel 1 (Anhang 1 Nummer 7.32 der 4. BImSchV)

In Artikel 1 ist in Anhang 1 Nummer 7.32 das Wort "Produktionskapazität" 

durch die Wörter "Kapazität der Einsatzstoffe" zu ersetzen.

Begründung:

Die Genehmigungspflicht nach Nummer 6.4 Buchstabe c des Anhangs I der 
IE-Richtlinie für die ausschließliche Behandlung und Verarbeitung von Milch 
bezieht sich auf die eingehende Milchmenge von mehr als 200 t pro Tag als 
Jahresdurchschnittswert. Der Bezug in Nummer 7.32 der Anlage 1 des An-
hangs zur 4. BImSchV auf die Produktionskapazität setzt die IE-Richtlinie 
nicht korrekt um. So kann beispielsweise in einem Sprühtrockner deutlich 
mehr Milch eingesetzt werden als Milchpulver produziert wird. Der Bundesrat 
hat deshalb schon in seiner Stellungnahme vom 06.07.2012 - BR-Drs. 314/12 
(Beschluss), Ziffer 35 - zum Entwurf eines Gesetzes zur Umsetzung der Richt-
linie über Industrieemissionen die Bundesregierung gebeten, die Nummer 7.29 
der Anlage 1 des UVPG entsprechend anzupassen.

Die Bundesregierung hat in ihrer Gegenäußerung vom 15.08.2012 die Num-
mer 7.29 der Anlage 1 des UVPG nicht angepasst und wird deshalb gebeten, 
diese Klarstellung baldmöglichst im UVPG nachzuholen.

14. Zu Artikel 1 (Anhang 1 Nummer 8.1.2 Spalte b der 4. BImSchV)

In Artikel 1 ist in Anhang 1 Nummer 8.1.2 Spalte b nach den Wörtern "Ver-

brennen von Altöl oder Deponiegas in" das Wort "einer" einzufügen.

Begründung:

Redaktionelle Korrektur.
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15. Zu Artikel 1 (Anlage 1 Nummer 8.6.3, 8.6.3.1 und 8.6.3.2 jeweils Spalte b der 

4. BImSchV)

In Artikel 1 ist Anhang 1 wie folgt zu ändern:

a) In Nummer 8.6.3 Spalte b sind nach dem Wort "ausschließlich" die Wörter 

"zur Verwertung" einzufügen.

b) In Nummer 8.6.3.1 Spalte b ist die Angabe "50 Tonnen" durch die Angabe 

"100 Tonnen" zu ersetzen.

c) In Nummer 8.6.3.2 Spalte b ist die Angabe "50 Tonnen" durch die Angabe 

"100 Tonnen" zu ersetzen.

Begründung:

Die Änderung zielt auf eine konsequente 1:1-Umsetzung der europarechtlich 
- -nach der IE Richtlinie und der UVP Richtlinie zwingend gebotenen Vorgaben 

im deutschen Immissionsschutzrecht ab. 

Hierzu wird zugleich ermöglicht, den Erfüllungsaufwand für die Länder auf 
das mit der Umsetzung der IE-Richtlinie verbundene, europarechtlich tatsäch-
lich Erforderliche zu reduzieren. Eine überobligatorische Belastung der Län-
derhaushalte kann somit vermieden werden.

Durch die Änderung in Nummern 8.6.3 und 8.6.3.1 des Anhangs 1 werden 
Anlagen zur Verwertung von Gülle durch anaerobe Vergärung (Biogaserzeu-
gung) erst ab einer Durchsatzkapazität von 100 Tonnen oder mehr je Tag dem 
förmlichen immissionsschutzrechtlichen Genehmigungsverfahren unterworfen. 
Diese Änderung setzt die Vorgaben des europäischen Rechts konsequent 1:1 
um. Auch im Hinblick darauf, dass nach Nummer 1.15 des Anhangs 1 Anlagen 
zur Erzeugung von Biogas aus anderen Einsatzstoffen als Gülle ohne 
Begrenzung der Durchsatzkapazität nur im vereinfachten Verfahren immis-
sionsschutzrechtlich zu genehmigen sind, ist es nicht gerechtfertigt, beim Ein-
satz von Gülle zur Verwertung durch Gaserzeugung schon ab einer europa-
rechtlich nicht gebotenen Durchsatzkapazität von 50 Tonnen oder mehr je Tag 
das förmliche Genehmigungsverfahren vorzusehen. 

Sollte im Ausnahmefall Gülle in einer Biogasanlage zum Zweck der Besei-
tigung behandelt werden, unterfiele dies der Nummer 8.6.2.

Die Änderung in Nummer 8.6.3.2 ist eine Folgeänderung. 
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16. Zu Artikel 1  (Anhang 1 Nummer 8.8.1 Spalte b der 4. BImSchV)

In Artikel 1 ist Anhang 1 Nummer 8.8.1 Spalte b wie folgt zu fassen:

"gefährlichen Abfällen mit einer Durchsatzkapazität an Einsatzstoffen von"

Begründung:

Redaktionelle Änderung. 

Es werden erforderliche Angaben zur Bestimmung der maßgeblichen Anlagen-
größe ergänzt entsprechend der Vorlage bei Nummer 8.8.2.

17. Zu Artikel 1 (Anhang 1 Nummer 8.11.1 Spalte b der 4. BImSchV)

In Artikel 1 ist in Anhang 1 Nummer 8.11.1 Spalte b die Angabe "7." zu strei-

chen.

Begründung:

Redaktionelle Änderung.

Der folgende Text "mit einer Durchsatzkapazität an Einsatzstoffen von" stellt 
den Einleitungstext zu den Mengenschwellen nach 8.11.1.1 bzw. 8.11.1.2 dar 
und ist keine Fortsetzung der Aufzählung der mit den Nummern 1 bis 6 ge-
nannten Behandlungsarten.
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18. Zu Artikel 1 (Anhang 1 Nummer 8.12, 8.12.3 - neu - der 4. BImSchV)

In Artikel 1 ist Anhang 1 wie folgt zu ändern:

a) Nummer 8.12 Spalte b ist wie folgt zu fassen:

"

Nr. Anlagenbeschreibung Verfahrensart

Anlage 

gemäß Art. 

10 der RL 

2010/75/EU

a b c d

8.12 Anlagen zur zeitweiligen Lagerung von Abfäl-

len (ausgenommen von nach § 2 Absatz 2 

Nummer 12 des Kreislaufwirtschaftsgesetzes 

von der Geltung dieses Gesetzes 

es ausgeschlossenen Abfällen), auch soweit

sich um Schlämme handelt, ausgenommen die 

zeitweilige Lagerung bis zum Einsammeln auf 

dem Gelände der Entstehung der Abfälle und 

Anlagen, die durch Nummer 8.14 erfasst 

werden bei

"

b) In Nummer 8.12.2 Spalte b ist das Semikolon durch ein Komma zu er-

setzen.
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c) Nach Nummer 8.12.2 ist folgende Nummer 8.12.3 einzufügen:

"

Nr. Anlagenbeschreibung Verfahrensart

Anlage

gemäß Art. 

10 der RL 

2010/75/EU

a b c d

8.12.3 Eisen- oder Nichteisenschrotten, ein-

schließlich Autowracks, mit

8.12.3.1 einer Gesamtlagerfläche von 15 000 Quad-

ratmetern oder mehr oder einer Gesamtla-

gerkapazität von 1 500 Tonnen oder mehr,

G

8.12.3.2 einer Gesamtlagerfläche von 1 000 bis we-

000niger als 15 Quadratmetern oder einer 

Gesamtlagerkapazität von 100 bis weniger 

als 1 500 Tonnen;

V

"

Begründung:

Zu Buchstabe a:

Zum Klammerzusatz (nach dem Wort "Abfällen"):

Anders als in der bisherigen Fassung der Verordnung über genehmigungs-
bedürftige Anlagen (4. BImSchV) soll der explizite Bezug auf Abfälle, auf die 
das Kreislaufwirtschaftsgesetz Anwendung findet, in Anlagenbeschreibungen 
der sich auf Abfallanlagen beziehenden Nummer 8 des Anhangs der 
4. BImSchV nicht mehr aufgeführt werden. Dies führt dazu, dass sich anders 
als bisher - soweit nicht eine speziellere Anlagenbeschreibung in der 
4. BImSchV maßgebend ist - auch Anlagen erstmals immissionsschutzrechtlich 
genehmigungsbedürftig werden können, in denen Materialien eingesetzt 
werden, die zwar Abfälle im Sinne der Abfalldefinition des § 3 Absatz 1 
Kreislaufwirtschaftsgesetz - KrWG - (Entledigungstatbestand) sind, die aber 
von der Geltung des Abfallrechts nach § 2 Absatz 2 KrWG ausgeschlossen 
sind. 
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So können in § 2 Absatz 2 Nummer 12 KrWG aufgeführte Sedimente, die zu 
einem der dort aufgeführten Zwecken innerhalb von Oberflächengewässern 
umgelagert werden, Abfälle sein, die aber nach dieser Vorschrift von der 
Geltung des Abfallrechts ausgeschlossen sind. Mit der Änderung soll 
sichergestellt werden, dass die Lagerung von solchen Sedimenten als Abfällen 
dann, wenn diese Lagerung nach § 2 Absatz 2 Nummer 12 KrWG von der 
Geltung des Kreislaufwirtschaftsgesetzes freigestellt ist, auch immissions-
schutzrechtlich nicht genehmigungspflichtig wird. Bereits aus § 2 Absatz 3 
Nummer 2 und 3 BImSchG in der Fassung von Artikel 2 des Gesetzes zur 
Neuordnung des Kreislaufwirtschafts- und Abfallrechts vom 24.02.2012 ergibt 
sich, dass das BImSchG und damit auch die 4. BImSchV nicht gelten für die 
Handhabung der dort genannten Abfälle, die den in § 2 Absatz 2 Nummer 10 
und 11 KrWG aufgeführten Abfällen entsprechen.

Im Übrigen Korrektur eines Druckfehlers. Es muss "8.14" heißen statt "8.13".

Zu Buchstabe b:

Die Korrektur ist erforderlich, weil eine neue Nummer 8.12.3 eingefügt werden 
soll.

Zu Buchstabe c:

Unter Nummer 8.9 sind aus der geltenden 4. BImSchV nur die Nummern 8.9 
Buchstabe a und 8.9 Buchstabe c übernommen worden. Die bisherige Num-
mer 8.9 Buchstabe b - zeitweilige Lagerung von Schrott und Autowracks - ist 
in der Vorlage nicht enthalten. Eine Begründung dazu ist nicht erfolgt. Das 
Genehmigungserfordernis dieser Anlagenart sollte beibehalten werden.

Aus systematischen Gründen wird jedoch vorgeschlagen, dies nicht wie bisher 
unter Nummer 8.9 - Behandlung, sondern unter 8.12 - zeitweilige Lagerung 
einzufügen. 

19. Zu Artikel 1 (Anhang 1 Nummer. 8.14 Spalte b der 4. BImSchV)

In Artikel 1 sind in Anhang 1 Nummer 8.14 Spalte b nach dem Wort "Abfällen" 

die Wörter "(ausgenommen von nach § 2 Absatz 2 Nummer 12 des Kreislauf-

wirtschaftsgesetzes von der Geltung dieses Gesetzes ausgeschlossenen 

Abfällen)" einzufügen.

Begründung:

Anders als in der bisherigen Fassung der Verordnung über genehmigungs-
bedürftige Anlagen (4. BImSchV) soll der explizite Bezug auf Abfälle, auf die 
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das Kreislaufwirtschaftsgesetz Anwendung findet, in Anlagenbeschreibungen 
der sich auf Abfallanlagen beziehenden Nummer 8 des Anhangs der 
4. BImSchV nicht mehr aufgeführt werden. Dies führt dazu, dass sich anders 
als bisher - soweit nicht eine speziellere Anlagenbeschreibung in der 
4. BImSchV maßgebend ist - auch Anlagen erstmals immissionsschutzrechtlich 
genehmigungsbedürftig werden können, in denen Materialien eingesetzt 
werden, die zwar Abfälle im Sinne der Abfalldefinition des § 3 Absatz 1 
Kreislaufwirtschaftsgesetz - KrWG - (Entledigungstatbestand) sind, die aber 
von der Geltung des Abfallrechts nach § 2 Absatz 2 KrWG ausgeschlossen 
sind. 

So können in § 2 Absatz 2 Nummer 12 KrWG aufgeführte Sedimente, die zu 
einem der dort aufgeführten Zwecken innerhalb von Oberflächengewässern 
umgelagert werden, Abfälle sein, die aber nach dieser Vorschrift von der 
Geltung des Abfallrechts ausgeschlossen sind. Mit der Änderung soll 
sichergestellt werden, dass die Lagerung von solchen Sedimenten als Abfällen 
dann, wenn diese Lagerung nach § 2 Absatz 2 Nummer 12 KrWG von der 
Geltung des Kreislaufwirtschaftsgesetzes freigestellt ist, auch immissions-
schutzrechtlich nicht genehmigungspflichtig wird. Bereits aus § 2 Absatz 3 
Nummer 2 und 3 BImSchG in der Fassung von Artikel 2 des Gesetzes zur 
Neuordnung des Kreislaufwirtschafts- und Abfallrechts vom 24.02.2012 ergibt 
sich, dass das BImSchG und damit auch die 4. BImSchV nicht gelten für die 
Handhabung der dort genannten Abfälle, die den in § 2 Absatz 2 Nummer 10 
und 11 KrWG aufgeführten Abfällen entsprechen.

20. Zu Artikel 1 (Anhang 1 Nummer 8.14.2, 8.14.2.1 -neu - bis 8.14.2.2 - neu der 4. 

BImSchV)

In Artikel 1 ist Anhang 1 wie folgt zu ändern:

a) In Nummer 8.14.2 sind in Spalte c die Angabe "G" und in Spalte d die An-

gabe "E" zu streichen.
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b) Nach Nummer 8.14.2 sind folgende Nummern 8.14.2.1 und 8.14.2.2 

einzufügen:

"

Nr. Anlagenbeschreibung Verfahrensart

Anlage

gemäß Art. 

10 der RL 

2010/75/EU

a b c d

8.14.2.1 für andere Abfälle als Inertabfälle G E

8.14.2.2 für Inertabfälle G

"

Begründung:

Die Änderung verwirklicht eine 1:1-Umsetzung der IED. Die IED nimmt unter 
Anhang 1 Nummer 5.4 Deponien für Inertabfälle vom Anwendungsbereich 
aus. Auch Langzeitlager im Sinne der Nummer 8.14.2 sind Deponien im Sinne 
der Deponierichtlinie 1999/31/EG. Insoweit ist die Ausnahme "Inertabfälle" 
auch auf Langzeitlager anzuwenden.

21. Zu Artikel 1 (Anhang 1 Nummer 9.37 Spalte b der 4. BImSchV)

In Artikel 1 sind in Anhang 1 Nummer 9.37 Spalte b die Wörter "mehr als 

25 000 Tonnen" durch die Wörter "25 000 Tonnen oder mehr" zu ersetzen.

Begründung:

Klarstellung des Gewollten.
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22. Zu Artikel 1 (Anhang 1 Nummer 10.3 Spalte b der 4. BImSchV)

In Artikel 1 ist in Anhang 1 Nummer 10.3 Spalte b das Wort "Abluft" durch das 

Wort "Abgase" zu ersetzen.

Begründung:

Klarstellung des Gewollten. 

Nummer 2.4 der TA Luft definiert den Begriff "Abgase" als "Trägergase mit 
festen, flüssigen oder gasförmigen Emissionen". In diesem Sinne ist auch der 
Anlagentyp nach Nummer 10.3 des Anhangs 1 der 4. BImSchV zu verstehen, 
nämlich als Anlage zur Behandlung der Abgase. Der Begriff "Abgase" sollte 
im Immissionsschutzrecht einheitlich verwendet werden. 

23. Zu Artikel 1 (Anhang 1 Nummer 10.4 Spalte b der 4. BImSchV)

In Artikel 1 sind in Anhang 1 Nummer 10.4 Spalte b nach den Wörtern "ge-

nehmigungsbedürftiger Anlagen" die Wörter "zum Zwecke der dauerhaften 

geologischen Speicherung" einzufügen.

Begründung:

Mit der Texteinfügung soll der Zweck der Anlage entsprechend Anhang I der 
IE-Richtlinie spezifiziert werden. Damit wird eine Ausweitung der Genehmi-
gungspflicht über die IE-Richtlinie hinaus auf sämtliche Anlagen zur CO2-
Abscheidung z. B. aus biologischen Prozessen oder im Rahmen der Trocken-
eisherstellung vermieden. 

24. Zu Artikel 1 (Anhang 1 Nummer 10.18 der 4. BImSchV)

In Artikel 1 sind in Anhang 1 Nummer 10.18 nach dem Wort "Räumen" die 

Wörter "und solche für Kleinkaliberwaffen" sowie nach dem Wort "Schieß-

plätze" die Wörter ", ausgenommen solche für Kleinkaliberwaffen" einzufügen.
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Begründung:

Die Änderung zielt auf eine konsequente 1:1-Umsetzung der europarechtlich 
- -nach der IE Richtlinie und der UVP Richtlinie zwingend gebotenen Vorgaben 

im deutschen Immissionsschutzrecht ab. 

Hierzu wird zugleich ermöglicht, den Erfüllungsaufwand für die Länder auf 
das mit der Umsetzung der IE-Richtlinie verbundene, europarechtlich tat-
sächlich Erforderliche zu reduzieren. Eine überobligatorische Belastung der 
Länderhaushalte kann somit vermieden werden.

Die Genehmigungspflicht nach Nummer 10.18 der Anlage 1 des Anhangs zur 
4. BImSchV beruhte zum einen auf Lärmschutzaspekten, die bei Kleinkaliber-
waffen nicht zum Tragen kommen.

Eine Abfallproblematik besteht bei diesen Anlagen ebenfalls nicht. Die Lärm-
problematik ist durch die TA Lärm und das VDI-Regelwerk abgedeckt. Zum 
anderen werden die Sicherheitsaspekte durch das Waffenrecht abgedeckt.

Bei diesen Anlagen genügt die Bewertung durch den Schießsachverständigen. 
Deshalb können Schießstände und Schießplätze für Kleinkaliberwaffen auch 
im bauordnungsrechtlichen Verfahren der Länder abgehandelt werden. Mit den 
Schießanlagen für Kleinkaliberwaffen treten keine Probleme auf, die den 
Verbleib dieses Anlagentyps im Anhang der 4. BImSchV rechtfertigen würden.

25. Zu Artikel 2 Nummer 1 (§ 10 Absatz 2 Nummer 1 Buchstabe c und d, Num-

mer 2 Buchstabe b und c der 5. BImSchV)

In Artikel 2 Nummer 1 ist § 10 Absatz 2 wie folgt zu ändern:

a) Nummer 1 ist wie folgt zu ändern:

aa) In Buchstabe c ist das Wort "Seuchenrechts" durch das Wort 

"Infektionsschutzrechts" zu ersetzen.

bb) In Buchstabe d sind nach dem Wort "Gewerbe-" ein Komma und das 

-Wort "Produktsicherheits " einzufügen.

b) Nummer 2 ist wie folgt zu ändern:

aa) In Buchstabe b ist das Wort "Seuchenrechts" durch das Wort 

"Infektionsschutzrechts" zu ersetzen.

bb) In Buchstabe c ist das letzte Komma durch das Wort  "oder" zu er-

setzen.
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Begründung:

Jeweils Angleichung an § 6 Absatz 2 Nummer 1 und 2 der neuen 41. BImSchV 
(vgl. Artikel 4 der Verordnung) bzw. redaktionelle Änderung.

26. Zu Artikel 2 Nummer 1 (§ 10 Absatz 2 Nummer 2 Buchstabe a der 

5. BImSchV)

In Artikel 2 Nummer 1 ist in § 10 Absatz 2 Nummer 2 Buchstabe a nach dem 

Wort "Landschaftsschutz-," das Wort "Bodenschutz-," einzufügen.

Begründung:

Mit der Aufnahme der Pflicht zur Erstellung eines Ausgangszustandsberichtes 
und der Rückführungspflicht in das BImSchG hat sich die Bedeutung des Bo-
denschutzrechts beim Betrieb einer BImSchG-Anlage weiter verstärkt. Seine 
Einhaltung sollte daher in die Aufzählung der Anforderung an die Zuverlässig-
keit mit aufgenommen werden.

27. Zu Artikel 2 Nummer 2 (Anhang I Nummer 9 der 5. BImSchV)

In Artikel 2 Nummer 2 ist Anhang I Nummer 9 wie folgt zu fassen:

"9. Anlagen nach Nr. 2.5 und Nr. 2.6;"

Begründung:

Im geltenden Anhang I der 5. BImSchV sind unter Nummer 11 Anlagen zur 
Gewinnung, Bearbeitung oder Verarbeitung von Asbest nach Nummer 2.6 An-
hang I der geltenden 4. BImSchV erfasst. Durch die Vorlage soll Anhang I an 
die fortentwickelten Rechtsvorschriften angepasst werden. 

Mit der Aufteilung der bisherigen Nummer 2.6 des Anhanges der 4. BImSchV 
auf die Nummer 2.5 - Gewinnung von Asbest und auf die Nummer 2.6 - Be-
oder Verarbeitung von Asbest (s. Artikel 1) muss in Hinblick auf die Bestel-
lung eines Immissionsschutzbeauftragten im neuen Anhang I auch die Num-
mer 2.6 aufgeführt werden. 

Deshalb wird die Ergänzung in Nummer 9 vorgenommen.
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28. Zu Artikel 2 Nummer 2 (Anhang I Nummer 20 der 5. BImSchV)

In Artikel 2 ist in Anhang I Nummer 20 nach dem Wort "Produktionskapazität" 

das Wort "von" einzufügen.

Begründung:

Redaktionelle Änderung.

29. Zu Artikel 3 Nummer 2 Buchstabe b (§ 4a Absatz 4 der 9. BImSchV)

In Artikel 3 Nummer 2 ist Buchstabe b wie folgt zu fassen:

'b) Folgender Absatz 4 wird angefügt:

"(4) Der Bericht über den Ausgangszustand nach § 10 Absatz 1a des Bundes-

-Immissionsschutzgesetzes hat die Informationen zu enthalten, die erforder

lich sind, um den Stand der Boden- und Grundwasserverschmutzungen zu 

ermitteln, damit ein quantifizierter Vergleich mit dem Zustand bei der 

Betriebseinstellung der Anlage vorgenommen werden kann. Der Bericht über 

den Ausgangszustand hat die folgenden Informationen zu enthalten:

1. Informationen über die derzeitige Nutzung und, falls verfügbar, über die 

frühere Nutzung des Anlagengrundstücks,

2. Informationen über Boden- und Grundwassermessungen, die den Zu-

stand zum Zeitpunkt der Erstellung des Berichts über den Ausgangszu-

stand nach § 10 Absatz 1a des Bundes-Immissionsschutzgesetzes wie-

dergeben und die dem Stand der Messtechnik entsprechen; neue Boden-

und Grundwassermessungen sind nicht erforderlich, soweit bereits vor-

handene Informationen die Anforderungen des ersten Halbsatzes erfül-

len.

Erfüllen Informationen, die auf Grund anderer Vorschriften erstellt wurden, 

die Anforderungen der Sätze 1 und 2, so können diese Informationen in den 

Bericht über den Ausgangszustand aufgenommen oder diesem beigefügt 

werden. Der Bericht über den Ausgangszustand ist für den Teilbereich des 

Anlagengrundstücks zu erstellen, auf dem durch Verwendung, Erzeugung

oder Freisetzung der relevanten gefährlichen Stoffe durch die Anlage
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Folgeänderungen:

die Möglichkeit der Verschmutzung des Bodens oder des Grundwassers 

besteht. Die Sätze 1 bis 4 sind bei einem Antrag für eine 

Änderungsgenehmigung nur dann anzuwenden, wenn mit der Änderung neue 

relevante gefährliche Stoffe verwendet, erzeugt oder freigesetzt werden oder 

wenn mit der Änderung erstmals relevante gefährliche Stoffe verwendet, 

erzeugt oder freigesetzt werden; ein bereits vorhandener Bericht über den 

Ausgangszustand ist zu ergänzen. § 25 Absatz 2 bleibt unberührt." '

a) Artikel 3 ist wie folgt zu ändern:

aa) In Nummer 3 ist in § 7 Absatz 1 Satz 5 die Angabe "§ 4a Absatz 4" 

durch die Wörter "§ 10 Absatz 1a des Bundes-Immissionsschutzge-

setzes" zu ersetzen.

bb) In Nummer 6 Buchstabe b ist in § 25 Absatz 2 Satz 1 nach der Angabe 

"§ 4a Absatz 4" die Angabe "und 5" zu streichen.

b) Artikel 5 ist wie folgt zu ändern:

aa) In § 3 Absatz 2 Satz 1 Nummer 2 sind die Wörter "§ 4a Absatz 4 und 5" 

durch die Wörter "§ 10 Absatz 1a des Bundes-Immissionsschutzge-

setzes und § 4a Absatz 4" zu ersetzen.

bb) In § 6 Satz 1 Nummer 7 ist nach der Angabe "§ 4a Absatz 4" die An-

gabe "und 5" zu streichen.

Begründung:

Die vorgeschlagene Regelung dient der Anpassung der 9. BImSchV an den ge-
änderten Gesetzeswortlaut. Regelungen in der Verordnung über das "ob" der 
Erstellung eines Ausgangszustandsberichtes sind nunmehr auf Grund der ge-
setzlichen Regelung in § 10 Absatz 1a BImSchG entbehrlich. Die Folgeände-
rung betreffen Verweise in der 9. BImSchV und der IZÜV.
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30. Zu Artikel 3 Nummer 5 Buchstabe b (§ 21 Absatz 2a Satz 1 Nummer 2 der 

9. BImSchV)

In Artikel 3 Nummer 5 Buchstabe b ist in § 21 Absatz 2a Satz 1 Nummer 2 das 

Wort "Bedingungen" durch das Wort "Regelungen" zu ersetzen.

Begründung:

Das Wort "Bedingung" könnte als Bedingung im Rechtssinne missverstanden 
werden. Zur Klarstellung wird daher ein neutraler Begriff vorgeschlagen.

31. Zu Artikel 3 Nummer 6 Buchstabe b (§ 25 Absatz 2 Satz 1 der 9. BImSchV)

In Artikel 3 Nummer 6 Buchstabe b ist in § 25 Absatz 2 Satz 1 das Wort "und" 

durch das Wort "oder" zu ersetzen.

Begründung:

Mit der Änderung soll die Abgrenzung zwischen Neuanlagen, die die Anforde-
rungen der Verordnung unmittelbar nach dem Inkrafttreten der Verordnung er-
füllen müssen, und Bestandsanlagen, für die eine Übergangsfrist gilt, klarer 
formuliert werden. Es wird hierzu auf die analoge Regelung zu § 67 Absatz 5 
BImSchG verwiesen, die der Deutsche Bundestag in Artikel 1 Nummer 25 des 
Gesetzes zur Umsetzung der Richtlinie über Industrieemissionen (BR-Druck-
sache 708/12) entsprechend geändert hat.

32. Zu Artikel 4 (§ 1 Nummer 3 der 41. BImSchV)

In Artikel 4 sind in § 1 Nummer 3 nach dem Wort "Anerkennungen" die Wörter 

"von Stellen und Sachverständigen" einzufügen.

Begründung:

Die Änderung ist redaktionell. Sie dient der Klarstellung.
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33. Zu Artikel 4 (§ 2 der 41. BImSchV)

In Artikel 4 ist § 2 nach der Überschrift wie folgt zu fassen:

"Im Sinne dieser Verordnung sind:

1. Prüfbereich 

die von der zuständigen Behörde in der Bekanntgabe einer Stelle bezeich-

nete Kombination von Tätigkeitsbereichen und Stoffbereichen nach An-

lage 1;

2. Ermittlungen 

Messungen, Kalibrierungen, Prüfungen und Berechnungen, die für die Be-

urteilung der Emissionen oder Immissionen von Anlagen notwendig sind 

und von bekannt gegebenen Stellen durchgeführt werden;

3. Fachlich verantwortliche Personen und deren Stellvertreter

die für die Durchführung von Ermittlungen verantwortlichen natürlichen 

Personen einer bekannt gegebenen Stelle;

4. Standort 

derjenige geografische Ort, von dem aus eine bekannt gegebene Stelle tätig 

wird, um Dienstleistungen zur Erfüllung der Ermittlungsaufgaben zu er-

bringen;

5. Prüfungsbereich

die von der zuständigen Behörde in der Bekanntgabe von Sachverständigen 

bezeichnete Kombination aus Anlagenarten und Fachgebieten nach An-

lage 2;

6. Sachverständige oder Sachverständiger

ist eine natürliche Person."

Begründung:

Die vorgeschlagene Änderung ist redaktionell. Sie ist der Sache eher angemes-
sen. Sie folgt im Übrigen der Nomenklatur der Mehrzahl der Verordnungen des 
BImSchG.

Die Definition in Nummer 6 ist aus Gründen der Klarstellung erforderlich.
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34. Zu Artikel 4 (§ 4 Absatz 2 Satz 1 der 41. BImSchV)

In Artikel 4 ist § 4 Absatz 2 Satz 1 wie folgt zu fassen:

"Bekannt zu gebende Stellen müssen an jedem Standort mindestens eine fach-

lich verantwortliche Person oder deren Stellvertreter hauptberuflich beschäfti-

gen."

Begründung:

Stellen müssen mindestens einen fachlich Verantwortlichen und mindestens ei-
nen Stellvertreter des fachlich Verantwortlichen haben, die beide in dieser 
Funktion hauptberuflich für die Stelle tätig sein müssen.

Die Forderung, dass an jedem Standort mindestens eine fachlich verantwortli-
che Person und deren Stellvertreter beschäftigen werden, entspricht nicht der 
bestehenden, bewährten Praxis und kann von vielen Stellen nicht erfüllt wer-
den. Die Stellen wären in diesem Fall gezwungen, entweder neue Verantwort-
liche einzustellen, Standorte zu schließen oder Außenstellen zu belassen, die 
ohne den Status eines offiziellen Standortes arbeiten und damit viel schlechter 
überprüfbar wären. Es ist vielmehr erforderlich, dass eine fachlich verantwort-
liche Person oder deren Stellvertreter nicht nur scheinbar, sondern wirklich 
auch vor Ort hauptberuflich beschäftigt sind.

35. Zu Artikel 4 (§ 5 Nummer 2 der 41. BImSchV)

In Artikel 4 ist § 5 Nummer 2 wie folgt zu fassen: 

"2. Geräte oder Einrichtungen zur Verminderung von Emissionen oder 

Messgeräte zur kontinuierlichen Überwachung von Emissionen oder si-

cherheitsrelevante Anlagen, insbesondere Schutzsysteme, herstellt oder 

vertreibt,"

Begründung:

Die Formulierung entspricht der bisherigen Praxis und berücksichtigt die in der 
Begründung genannten Interessenkonflikte. 

In diesem Zusammenhang relevante Geräte und Einrichtungen zur Verminde-
rung von Immissionen sind nicht bekannt. 
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36. Zu Artikel 4 (§ 5 Nummer 3 der 41. BImSchV)

In Artikel 4 sind in § 5 Nummer 3 die Wörter "dem auftraggebenden Betreiber 

oder" zu streichen.

Begründung:

Zum Zeitpunkt der Bekanntgabe sind in der Regel noch keine Auftraggeber 
bekannt. 

Die Anforderungen an die Geschäftspolitik, insbesondere die Unzulässigkeit 
der schwerpunktmäßigen Ausrichtung der Tätigkeit auf einen oder einige we-
nige Auftraggeber, sind in § 16 Absatz 6 geregelt. 

37. Zu Artikel 4 (§ 6 Absatz 2 Nummer 2 Buchstabe a der 41. BImSchV)

In Artikel 4 ist in § 6 Absatz 2 Nummer 2 Buchstabe a nach dem Wort "Land-

schaftsschutz-," das Wort "Bodenschutz-," einzufügen.

Begründung:

Mit der Aufnahme der Pflicht zur Erstellung eines Ausgangszustandsberichts 
und der Rückführungspflicht in das BImSchG hat sich die Bedeutung des Bo-
denschutzrechts beim Betrieb einer BImSchG-Anlage weiter verstärkt. Es 
sollte daher in die Aufzählung der Anforderungen an die Zuverlässigkeit mit 
aufgenommen werden.

38. Zu Artikel 4 (§ 6 Absatz 3 Nummer 3 der 41. BImSchV)

In Artikel 4 sind in § 6 Absatz 3 Nummer 3 nach dem Komma die Wörter "die 

für die Richtigkeit der Ermittlungs- und Prüfungsergebnisse relevant sind," ein-

zufügen.

Begründung:

Das technische Regelwerk umfasst Vorgaben zur Durchführung von Messun-
gen, wobei nicht alle Vorgaben für die Richtigkeit des Ermittlungs- oder Prü-
fungsergebnisses relevant sind. In einigen Fällen ist die geltende technische 
Vorschrift sogar veraltet oder enthält Vorgaben, die zu ungenauen Ermittlungs-
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und Prüfungsergebnissen führen. Die Stellen haben auf Grund ihrer Fachkunde 
die Kompetenz, solche Vorgaben des technischen Regelwerkes den heutigen 
Maßstäben anzupassen und eigene Arbeitsanweisungen zu erstellen. Die Ar-
beitsanweisungen der Stellen werden im Rahmen der erstmaligen Akkreditie-
rung sowie bei den turnusmäßigen Überprüfungen im Akkreditierungszeitraum 
geprüft.

Der vorliegende Wortlaut der Verordnung würde die bekannt gebende Stelle zu 
einem unverhältnismäßigen Verwaltungshandeln zwingen.

39. Zu Artikel 4 (§ 6 Absatz 4 Nummer 2 der 41. BImSchV)

In Artikel 4 sind in § 6 Absatz 4 Nummer 2 die Wörter "im vorangegangenen 

Berichtszeitraum" durch das Wort "wiederholt" zu ersetzen.

Begründung:

Allenfalls das wiederholte Nichtbestehen eines Ringversuchs könnte ein Hin-
weis auf mangelnde Zuverlässigkeit sein.

40. Zu Artikel 4 (§ 7 Satz 2 - neu - der 41. BImSchV)

In Artikel 4 ist dem § 7 folgender Satz anzufügen:

"In begründeten Einzelfällen kann abweichend von Satz 1 Nummer 1 und 2 

eine nicht akademische Ausbildung mit mindestens fünfjähriger beruflicher 

Praxis im Bekanntgabebereich anerkannt werden, wenn dies im Hinblick auf 

die Aufgabenstellung im Einzelfall als gleichwertig anzusehen ist."

Begründung:

Anpassung an die Regelung der Richtlinie für die Bekanntgabe von Sachver-
ständigen nach § 29a Absatz 12 des Bundes-Immissionsschutzgesetzes vom 
2. Mai 1995 in der Fassung vom 30. März 2003, die auf der 88. Sitzung des 
Länderausschusses für Immissionsschutz vom 2. und 5. Mai 1995 verabschie-
det wurde. 
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Die vorliegende Fassung der Verordnung geht über die in der LAI-Richtlinie 
getroffenen Regelungen hinaus. Die Regelung der Richtlinie hat sich in lang-
jähriger Praxis bewährt und weder zu Problemen im Verwaltungsvollzug noch 
in der Frage der Beurteilung der Fachkunde von Antragstellern geführt. Daher 
besteht keine Notwendigkeit, diese Regelung für begründete Einzelfälle ent-
fallen zu lassen. 

Darüber hinaus werden im "Deutschen Qualifikationsrahmen" (DQR) auf Ni-
veau 6 Bachelor und Meister gleichgesetzt. In zwei Presseerklärungen zum 
DQR der Kultusministerkonferenz und des Ministeriums für Bildung und For-
schung vom 31.01.2012 wurde die Gleichwertigkeit von allgemeinbildender 
und beruflicher Ausbildung betont. Die Forderung nach einem Hochschulstu-
dium ohne Ausnahmeregelung würde dem widersprechen.

41. Zu Artikel 4 (§ 8 der 41. BImSchV)

In Artikel 4 ist § 8 wie folgt zu fassen:

"§ 8

Unabhängigkeit von Sachverständigen

Die für eine Bekanntgabe gemäß § 29b Absatz 2 Satz 2 des Bundes-Immissi-

onsschutzgesetzes erforderliche Unabhängigkeit eines Sachverständigen ist in 

der Regel dann nicht gegeben, wenn dieser 

1. Anlagen und Anlagenteile entwickelt, vertreibt, errichtet oder betreibt oder 

bei deren Entwicklung, Errichtung oder Betrieb mitwirkt oder mitgewirkt 

hat,

2. sicherheitsrelevante Anlagen, insbesondere Schutzsysteme, herstellt oder 

vertreibt oder

3. organisatorisch, wirtschaftlich, personell oder hinsichtlich des Kapitals mit 

Dritten derart verflochten ist, dass deren Einflussnahme auf die jeweiligen 

Aufgaben nicht ausgeschlossen werden kann, oder wenn der Anschein einer 

solchen Einflussnahme besteht."



Drucksache 319/12 (Beschluss) - 32 -

Begründung:

Die Unabhängigkeit von Sachverständigen im Sinne von § 29b Absatz 1 
BImSchG steht nicht im Zusammenhang mit der Herstellung und dem Vertrieb 
von Geräten oder Einrichtungen zur Verminderung von Emissionen oder Im-
missionen oder mit der Herstellung und dem Vertrieb von Messgeräten, son-
dern von sicherheitsrelevanten Anlagen. Aus Gründen der Klarstellung ist eine 
Neufassung dem Verweis auf den § 5 vorzuziehen.

42. Zu Artikel 4 (§ 9 Absatz 1 der 41. BImSchV)

In Artikel 4 ist in § 9 Absatz 1 die Angabe "§ 29 Absatz 2 Satz 2" durch die 

Angabe "§ 29b Absatz 2 Satz 2" zu ersetzen.

Begründung:

Redaktionelle Korrektur.

43. Zu Artikel 4 (§ 11 Absatz 4 der 41. BImSchV)

In Artikel 4 ist in § 11 Absatz 4 die Angabe "20" durch die Angabe "2,5" zu er-

setzen.

Begründung:

Die Pflichtversicherungssumme analog § 21 Absatz 1 BetrSichV in Höhe von 
mindestens 2,5 Mio. € für zugelassene Überwachungsstellen ist für Sachver-
ständige ausreichend.

Eine Haftpflichtversicherung mit einer Deckungssumme von 20 Millionen für 
jede Prüfung erscheint wesentlich zu hoch und ist von den Kosten für kleinere 
Prüfaufträge ein k.o.-Kriterium.

Für die Vielzahl der Sachverständigen wäre eine Mindestversicherungssumme 
in Höhe von 2,5 Mio. € dem Risiko angemessen und ausreichend.

Da z. B. Druckbehälterprüfungen oder Prüfungen von Ex-Geräten durchaus mit 
-der Tätigkeit von § 29a Sachverständigen vergleichbar sind, ist diese Aussage 

auch auf § 29a-Sachverständige übertragbar.

Die Festsetzung der Pflichtversicherungssumme auf 20 Mio. € würde zu einer 
Verknappung der für Versicherungsschutz zur Verfügung stehenden monetären 
Kapazitäten und damit zu einer Verteuerung des einzukaufenden Versiche-
rungsschutzes führen. Es bestünde die Gefahr, dass sich die selbständigen 



- 33 - Drucksache 319/12 (Beschluss)

Sachverständigen die Prämien für den notwendigen Versicherungsschutz ge-
mäß § 11 Absatz 4 wirtschaftlich nicht mehr leisten könnten. Ein Verdrän-
gungswettbewerb zu Gunsten der großen Prüforganisationen wäre die Folge, 
allerdings ohne Verbesserung der Prüfqualität.

Die Behörden werden sehr wahrscheinlich kleine Prüfaufträge nicht mehr mit 
Hilfe des § 29a umsetzen können, da die Kosten nicht mehr verhältnismäßig 
wären, sondern müssten auf § 52 zurückgreifen, mit entsprechendem Mehr-
aufwand (Ausschreibung, Verträge, Gelder in den Haushalt einstellen etc.), da 
es hier keine gesetzliche Mindestdeckungssummen gibt. 

44. Zu Artikel 4 (§ 12 Absatz 2 Satz 1 der 41. BImSchV)

In Artikel 4 ist in § 12 Absatz 2 Satz 1 das Wort "vorrangig" durch das Wort 

"erstmalig" zu ersetzen.

Begründung:

Bei einer Bekanntgabeentscheidung nicht inländischer Antragsteller ist es der 
jeweiligen Behörde nicht möglich zu überprüfen, in welchem Land die bean-
tragte Tätigkeit zukünftig vorrangig ausgeübt werden soll. Feststellbar ist da-
gegen allerdings, wo die Prüfstelle erstmalig Messungen durchführen will. Wie 
in anderen Rechtsbereichen sollte auch hier das "Regionalprinzip" zur Anwen-
dung kommen.

45. Zu Artikel 4 (§ 13 Absatz 1 Satz 2 der 41. BImSchV)

In Artikel 4 ist § 13 Absatz 1 Satz 2 zu streichen. 

Folgeänderung:

In Artikel 4 ist in § 13 Absatz 1 Satz 4 die Angabe "Sätzen 1 bis 3" durch die 

Angabe "Sätzen 1 und 2" zu ersetzen.

Begründung:

Bund und Länder haben der Deutschen Akkreditierungsstelle (DAkkS) die 
Aufgabe der Kompetenzfeststellung von Stellen und Sachverständigen übertra-
gen. Die DAkkS besitzt die erforderlichen personellen und sachlichen Mittel, 
um diese Aufgabe vollumfänglich zu erledigen. In Zeiten knappen Personals 
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und weiterer zu erwartender Einsparungen bei den für die Bekanntgabe zustän-
digen Behörden ist ein paralleles Vorhalten von Kapazitäten für Kompetenz-
feststellungen nicht zu verantworten. Die Länder könnten noch vorhandene 
Ressourcen als Fachbegutachter bei der DAkkS einsetzen. Die Aufgabe des 
sogenannten "Dualen Wegs" würde im Übrigen zu Verfahrensklarheit und -
vereinfachung führen. 

46. Zu Artikel 4 (§ 13 Absatz 2 Satz 2 der 41. BImSchV)

In Artikel 4 ist § 13 Absatz 2 Satz 2 wie folgt zu ändern:

a) Die Wörter "im Auftrag von Behörden" sind zu streichen.

b) Die Wörter ", die einer Prüfung durch kompetente Dritte unterzogen wur-

den" sind zu streichen.

Begründung:

Zu Buchstabe a:

Der Sachverständige kann vor der (Erst-)Bekanntgabe kein im Auftrag der Be-
-hörde erstelltes Gutachten oder Ergebnisse von sicherheitstechnischen Prüfun

gen als Arbeitsprobe vorlegen. Zum Nachweis seiner Fachkunde ist es uner-
heblich, in wessen Auftrag ein Gutachten erstellt wurde oder sicherheitstechni-
sche Prüfungen durchgeführt wurden.

Zu Buchstabe b:

Diese Formulierung ist nicht vollziehbar: Soweit Fachartikel in wissenschaftli-
chen Medien vor ihrer Veröffentlichung überhaupt begutachtet werden, bleiben 
die Gutachter in der Regel anonym. Die bekannt gebende Behörde muss sich 
selbst ein Bild über die Fachkunde und die vorgelegten Arbeitsproben machen 
können, um über die Bekanntgabe des Sachverständigen zu entscheiden.

47. Zu Artikel 4 (§ 13 Absatz 3 Satz 1 und 2 der 41. BImSchV)

In Artikel 4 ist in § 13 Absatz 3 Satz 1 und 2 jeweils das Wort "soll" durch das 

Wort "kann" zu ersetzen.
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Begründung:

Fachgespräch und Überprüfung der gerätetechnischen Ausstattung vor Ort sind 
nicht zwingend erforderlich.

48. Zu Artikel 4 (§ 15 Absatz 1 Satz 1 der 41. BImSchV) 

In Artikel 4 ist in § 15 Absatz 1 Satz 1 vor dem Wort "fünf" das Wort "längs-

tens" einzufügen.

Begründung:

Die Bekanntgabe setzt den Kompetenznachweis durch eine Akkreditierung bei 
der Deutschen Akkreditierungsstelle voraus. Der Akkreditierungszeitraum um-
fasst fünf Jahre. Stellt die Stelle innerhalb dieses Zeitraumes einen Antrag auf 
Bekanntgabe, so wäre die bekanntgebende Behörde bei einer festen Bekannt-
gabefrist von fünf Jahren gezwungen, die Bekanntgabe über den Zeitpunkt der 
Gültigkeit der Akkreditierung hinaus zu erteilen. 

Das wird vermieden, wenn die Bekanntgabe auf längstens fünf Jahre festgelegt 
wird.

49. Zu Artikel 4 (§ 15 Absatz 2 der 41. BImSchV)

In Artikel 4 ist § 15 Absatz 2 wie folgt zu fassen: 

"(2) Die Bekanntgabe von Sachverständigen ist auf längstens acht Jahre zu be-

fristen."

Begründung:

Das Wort "längstens" sollte ergänzt werden, um eine analoge Verfahrungsre-
gelung entsprechend der Richtlinie für die Bekanntgabe von Sachverständigen 
nach § 29a Absatz 1 des Bundes-Immissionsschutzgesetzes vom 2. Mai 1995 
i.d.F. vom 30. März 2003 zu gewährleisten.
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50. Zu Artikel 4 (§ 16 Absatz 4 Nummer 4 der 41. BImSchV) 

In Artikel 4 ist in § 16 Absatz 4 Nummer 4 das Wort "oder" durch die Wörter 

"und die" zu ersetzen.

Begründung:

Die vorgeschlagene Änderung dient der Klarstellung. Es ist bewährte Praxis, 
dass sowohl die für die Bekanntgabe von Stellen zuständige Behörde als auch 
die eine Überwachungsmessung anordnende Behörde über den Messplan und 
Messtermine rechtzeitig vor Messbeginn zu informieren sind, damit sie ggf. bei 
der Messung vor Ort sein können. Es darf nicht sein, dass die Messstelle zwi-
schen beiden Behörden wählen kann, welche Behörde sie über den Messablauf 
informiert.

51. Zu Artikel 4 (§ 16 Absatz 4 Nummer 8 der 41. BImSchV)

In Artikel 4 ist § 16 Absatz 4 Nummer 8 wie folgt zu fassen:

"8. der für die Bekanntgabe zuständigen Behörde auf Verlangen alle erforderli-

chen Unterlagen über im Rahmen der Bekanntgabe durchgeführte Ermitt-

lungen vorzulegen,"

Begründung:

§ 16 regelt die Pflichten bekannt gegebener Stellen. Die vorgeschlagene For-
mulierung dient der Klarstellung des Gewollten. Für die zuständige Behörde 
sind nicht die Unterlagen aller durchgeführten Ermittlungen durch die zugelas-
sene Stelle von Interesse, sondern lediglich die mit der Messung in Zusam-
menhang stehenden. Dies sollte der Verordnungstext auch eindeutig erkennen 
lassen.

52. Zu Artikel 4 (§ 16 Absatz 4 Nummer 9 der 41. BImSchV)

In Artikel 4 ist § 16 Absatz 4 Nummer 9 zu streichen. 
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Folgeänderung:

In Artikel 4 ist in § 16 Absatz 4 Nummer 8 das Komma am Ende durch das 

Wort "und" zu ersetzen.

Begründung:

Nummer 9 bedeutet eine zur Deutschen Akkreditierungsstelle parallele Befas-
sung der zuständigen Behörden mit der Kompetenzfeststellung und -überwa-
chung. Diese ist entbehrlich. Für die zuständigen Behörden leitet sich aus die-
sen Berichten kein Handlungserfordernis ab; ausgenommen wären Berichte, 
die darauf schließen lassen, dass die Akkreditierung ganz oder teilweise ausge-
setzt oder entzogen wurde. Diese Information wird den zuständigen Behörden 
jedoch bereits durch § 16 Absatz 1 Nummer 1 gegeben. Im Übrigen sind nach 
§ 16 Absatz 4 Nummer 8 alle erforderlichen Unterlagen auf Verlangen der zu-
ständigen Behörde vorzulegen.

53. Zu Artikel 4 (§ 17 Absatz 1 Satz 2 Nummer 4 der 41. BImSchV)

In Artikel 4 ist § 17 Absatz 1 Satz 2 Nummer 4 wie folgt zu fassen:

"4. innerhalb von drei Monaten nach Ablauf eines Kalenderjahres den zuständi-

gen Behörden über jede durchgeführte Prüfung einen Bericht nach behörd-

lichen Vorgaben vorzulegen, in dem eine Zusammenfassung der bei der je-

weiligen Prüfung festgestellten bedeutsamen Mängel sowie eine Zusam-

menfassung der grundlegenden Folgerungen für die Verbesserung der An-

lagensicherheit, einschließlich Störfallvorsorge, enthalten ist;"

Begründung:

Die neue Formulierung dient der Anpassung an die bisherige Praxis und das 
enbereits nach geltenden Regelungen durchgeführte Verfahren. Die Änderung

gegenüber dem Wortlaut der Verordnung dienen der Vereinfachung der Aus-
wertung der jeweiligen Berichte und damit der Qualitätssicherung.

Die Streichung der Anforderung, die Berichte neben der zuständigen Behörde 
auch an die Kommission für Anlagensicherheit (KAS) vorzulegen, hat den 
Sinn, dass Mehrarbeit vermieden wird. Die KAS kann verwaltungsrechtlich 
nicht gegen den Sachverständigen vorgehen, sondern muss die jeweils zustän-
dige Landesbehörde bitten, für sie tätig zu werden. Die KAS und Landesbe-
hörde müssten sich über jeden Bericht abstimmen, ob er eingegangen und voll-
ständig ist. 
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Auf Grund der Übergangsbestimmung in § 21 würde es jahrelang ein paralleles 
Vorgehen bzgl. der Abgabe von Berichten geben.

54. Zu Artikel 4 (§ 17 Absatz 1 Nummer 5 der 41. BImSchV)

In Artikel 4 ist in § 17 Absatz 1 Nummer 5 das Wort "beachten" durch das Wort 

"berücksichtigen" zu ersetzen.

Begründung:

Eine sicherheitstechnische Regel ist in erster Linie an den Betreiber gerichtet 
und nur eine - wenn auch gewichtige - Erkenntnisquelle.

55. Zu Artikel 4 (§ 17 Absatz 1 Nummer 6 der 41. BImSchV)

In Artikel 4 ist § 17 Absatz 1 Nummer 6 zu streichen. 

Begründung:

Die Regelung ist eine Selbstverständlichkeit und daher überflüssig.

56. Zu Artikel 4 (§ 17 Absatz 2 der 41. BImSchV)

In Artikel 4 ist § 17 Absatz 2 zu streichen. 

Begründung:

Qualitätssicherungssysteme lassen sich per Definition nicht auf eine einzelne, 
natürliche Person anwenden. Bei Stellen im Sinne des neuen § 29a Absatz 1 
BImSchG beträgt die Mindestzahl von Personen zur Realisierung eines Quali-
tätssicherungssystems vier Personen. Viele Sachverständigen arbeiten jedoch 
selbstständig als "Ein-Mann-Ingenieurbüro".
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57. Zu Artikel 4 (§ 17 Absatz 4 der 41. BImSchV)

In Artikel 4 ist § 17 Absatz 4 zu streichen.

Begründung:

Nach § 17 Absatz 4 in Verbindung mit der Begründung dürften bekannt gege-
bene § 29a-Sachverständige nicht mehr in Gremien wie z.B. der Kommission 
für Anlagensicherheit mitwirken, die auf die Expertise dieser Sachverständigen 
angewiesen sind. Das läuft aber nicht nur § 51a Absatz 3 BImSchG zuwider, 
sondern auch dem Gewollten. Das Ziel der Unabhängigkeit der Sachverständi-
gen ist durch § 8 sichergestellt.

58. Zu Artikel 4 (§ 18 Absatz 1 Satz 1 der 41. BImSchV)

In Artikel 4 sind in § 18 Absatz 1 Satz 1 nach dem Wort "Gutachten" die Wör-

ter ", aus den Ergebnissen von Ringversuchen" einzufügen.

Begründung:

Mit dieser vorgeschlagenen Ergänzung wird Nummer 9, 4. Spiegelstrich der 
bisherigen Richtlinie für die Bekanntgabe von sachverständigen Stellen im Be-
reich Immissionsschutz Rechnung getragen. Danach ist die Bekanntgabe mit 
einem Widerrufsvorbehalt zu versehen, u.a. insbesondere für die Fälle, dass 
bekannt gegebene Stellen der Aufforderung zur Ringversuchteilnahme wieder-
holt nicht nachkommen und wenn die bekannt gegebene Stelle zweimal in 
Folge einen Ringversuch nicht bestanden hat.

59. Zu Artikel 4 (§ 18 Absatz 2 der 41. BImSchV)

In Artikel 4 sind in § 18 Absatz 2 die Wörter "und veröffentlicht den Widerruf 

an der gleichen Stelle wie die Bekanntgabe" zu streichen. 

Begründung:

Der Widerruf einer Bekanntgabe erfolgt, wenn die Stelle/der Sachverständige 
den Anforderungen an die Bekanntgabe für einen oder alle Prüf(ungs)bereiche 
nicht erfüllt, bei Nichtbefolgung von Auflagen oder von Pflichten nach Ab-
schnitt 4 dieser Verordnung. Der Widerruf erfolgt aber auch dann, wenn die 
Stelle/der Sachverständige aus eigenen Gründen die Arbeit in einem oder meh-
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reren Prüf(ungs)bereichen oder die gesamte Tätigkeit einstellt. Bisher wird ein 
Widerruf nicht veröffentlicht. Die Stelle/der Sachverständige wird in 
ReSyMeSa aus der Liste der bekannt gegebenen Stellen/Sachverständigen ge-
löscht. Eine Veröffentlichung des Widerrufs würde bedeuten, die Stelle/den 
Sachverständigen in Resymesa weiterzuführen mit einem Kennzeichen für den
Widerruf. Dieses Verfahren wäre verwirrend. Es wäre unnötig und gegebenen-
falls ohne eigenes Verschulden wirtschaftlich schädlich für die Stelle/den 
Sachverständigen. 

60. Zu Artikel 4 (§ 21 Satz 2 - neu - der 41. BImSchV)

In Artikel 4 ist dem § 21 folgender Satz anzufügen:

"Abweichend von Satz 1 gilt § 16 mit Ausnahme von Absatz 4 Nummer 2 für 

bestehende Bekanntgaben für Stellen und gelten § 11 Absatz 4 und § 17 für be-

stehende Bekanntgaben für Sachverständige jeweils ab dem ... [einsetzen: Da-

tum des Inkrafttretens nach Artikel 11 Satz 1 der Verordnung zur Umsetzung 

der Richtlinie über Industrieemissionen, zur Änderung der Verordnung über 

Immissionsschutz- und Störfallbeauftragte und zum Erlass einer Bekanntgabe-

verordnung]."

Begründung:

Die Ergänzung des § 21 stellt sicher, dass die Pflichten des § 16 für alle be-
kannt gegebenen Stellen und die § 11 Absatz 4, § 17 für alle bekannt gegebe-
nen Sachverständigen gelten, unabhängig davon, wann die Bekanntgabe er-
folgte.

61. Zu Artikel 4 (Anlage 1 Überschrift  der 41. BImSchV)

In Artikel 4 ist in Anlage 1 in der Überschrift in der Aufzählung der Fundstellen 

das Wort "und" durch ein Komma zu ersetzen und sind nach der Angabe "§ 13 

Absatz 1" die Wörter "und § 16 Absatz 3 und 5" einzufügen.

Begründung:

Vervollständigung der Aufzählung der in Bezug genommenen Stellen.
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62. Zu Artikel 4 (Anlage 2 Abschnitt "B. Fachgebiete" Nummer 8 - neu -, 9 bis 19 

der 41. BImSchV)

In Artikel 4 ist Anlage 2 Abschnitt "B. Fachgebiete" wie folgt zu ändern:

a) In Nummer 8 ist in der Spalte "Fachgebiete" das Wort "Elektrotechnik" 

durch die Wörter "umgebungsbedingte Gefahrenquellen" zu ersetzen.

b) Die bisherige Nummer 8 wird Nummer 9.

c) Die bisherigen Nummern 9 bis 19 werden die Nummern 10 bis 20.

Begründung:

Mit den Änderungen soll die bisherige Nummerierung in der Bekanntgabe-
-Richtlinie der Länder in Umsetzung des § 29a BImSchG (Bekanntgabe RL) 

wiederhergestellt werden. Da nach § 21 der vorliegenden Verordnung die 
bisherigen Bekanntgaben erhalten bleiben, würde es in den nächsten 8 Jahren 
ein Nebeneinander der Nummerierungen geben, die zu Verwechslungen und 
Missverständnissen führen könnten. In der Regel sind in § 29a BImSchG –
Anordnungen neben der notwendigen Anlagenart auch die geforderten 
Fachgebiete zu nennen. Nach der Nummerierung der Verordnung müsste dies 
immer doppelt erfolgen, z. B. Fachgebiet 10 nach der Bekanntgabe-RL bzw.
Fachgebiet 9 nach der 41. BImSchV. Dieser Dualismus ist auch im Recherche-
system Messstellen und Sachverständige (ReSyMeSa) nicht abbildbar und § 12 
Absatz 3 könnte nicht zeitnah mit ReSyMeSa umgesetzt werden. Eine Anpas-
sung aller Bekanntgaben hätte einen unnötigen Verwaltungsaufwand zur Folge.

63. Zu Artikel 4 (Anlage 2 Abschnitt "B. Fachgebiete" Nummer 14.1 Spalte 3 der 

41. BImSchV)

In Artikel 4 sind in Anlage 2 Abschnitt "B. Fachgebiete" Nummer 14.1 Spalte 3 

die Wörter "und Anwendung der Richtlinien über den baulichen Brandschutz 

im Industriebau" zu streichen.

Begründung:

Der Zusatz ist entbehrlich, da er nur die zu berücksichtigenden Regelwerke 
präzisiert, aber keinen neuen Aspekt des Brandschutzes benennt.
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64. Zu Artikel 4 (Anlage 2 Abschnitt "B. Fachgebiete" Nummer 17 der 

41. BImSchV)

In Artikel 4 ist in Anlage 2 Abschnitt "B. Fachgebiete" die Nummer 17 zu 

streichen. 

Begründung:

Kompetenzen bezüglich menschlicher Faktoren im Rahmen der Anlagensi-
cherheit sind im Leitfaden KAS-20 der Kommission für Anlagensicherheit be-
schrieben. Aber auf Grund der Komplexität des Themas können konkrete An-
forderungen an die Kompetenzen im Bereich menschlicher Faktoren nicht für 
alle Aufgabenfelder in der verfahrenstechnischen Industrie so präzise formu-
liert werden, dass konkrete Handlungsvorgaben möglich sind. Damit lassen 
sich auch keine konkreten Anforderungen an die Fachkunde von Sachverstän-
digen für dieses Fachgebiet stellen.

65. Zu Artikel 4 (Anlage 2 Abschnitt "B. Fachgebiete" Nummer 18 der 

41. BImSchV)

In Artikel 4 ist in Anlage 2 Abschnitt "B. Fachgebiete" die Nummer 18 zu 

streichen. 

Begründung:

Maßnahmen zur Sicherung erfordern ein spezielles Fachwissen, das bei Perso-
nen mit einer Fachkunde entsprechend den Maßgaben des § 7 nicht vorhanden 
ist. Fragen der Sicherung werden in der Regel von Fachleuten der Polizei, den 
Landeskriminalämtern oder anderen vergleichbaren Behörden begutachtet.

Sollte in Einzelfällen ein Sachverständiger über dieses spezielle Fachwissen 
verfügen, wäre eine Bekanntgabe unter dem Fachgebiet "Sonstiges" möglich. 
Für Einzelfälle ein neues Fachgebiet einzuführen, erscheint unverhältnismäßig.

66. Zu Artikel 5 (§ 1 Satz 1 Nummer 1 IZÜV)

In Artikel 5 sind in § 1 Satz 1 Nummer 1 nach den Wörtern "für Gewässerbe-

nutzungen" die Wörter "im Sinne von Absatz 2" und nach den Wörtern "zu In-

dustrieanlagen" die Wörter "im Sinne von Absatz 3" einzufügen.
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Begründung:

Die Änderung dient der Konkretisierung des Anwendungsbereichs der In-
dustriekläranlagen-Zulassungs- und Überwachungsverordnung (IZÜV).

67. Zu Artikel 5 (§ 2 Absatz 2 Satz 2 IZÜV)

In Artikel 5 ist § 2 Absatz 2 Satz 2 wie folgt zu fassen:

"Die für das Zulassungsverfahren nach dieser Verordnung zuständige Behörde 

hat mit den Behörden, die für die anderweitigen Verfahren zuständig sind, den 

von ihr beabsichtigten Inhalt der Zulassung frühzeitig zu erörtern und abzu-

stimmen."

Begründung:

Nach § 2 Absatz 2 Satz 2 der Verordnung sollen die zuständigen Behörden 
verpflichtet sein, sich über den Stand anderweitiger Verfahren Kenntnis zu ver-
schaffen und auf ihre Beteiligung hinzuwirken. Die Regelung einer Infor-
mationsbeschaffungspflicht für die bei anderen Behörden anhängigen Verfah-
ren ist nicht praxisgerecht und greift in die Verwaltungsorganisation der Län-
der ein. Es reicht aus, wenn die Verordnung die Koordinierungspflicht als sol-
che begründet und die Frühzeitigkeit der Erörterung und Abstimmung festlegt 
wird.

68. Zu Artikel 5 (§ 3 Absatz 4 Satz 1 - neu -, 2 - neu -, 3 IZÜV)

In Artikel 5 ist § 3 Absatz 4 wie folgt zu ändern:

a) Folgende Sätze sind voranzustellen:

"Das Zulassungsverfahren setzt einen schriftlichen Antrag und die Vorlage 

der in den Absätzen 1 bis 3 genannten Antragsunterlagen voraus. Reichen 

die Unterlagen für die Prüfung nicht aus, so hat der Antragsteller sie auf 

Verlangen der zuständigen Behörde innerhalb einer angemessenen Frist zu 

ergänzen."

b) Im bisherigen Satz 1 sind die Wörter "Absätzen 1 bis 3" durch die Wörter 

"Sätzen 1 und 2" zu ersetzen.  
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Begründung:

Für den Beginn des Fristlaufs von sieben Monaten ist die Vorlage von voll-
ständigen Antragsunterlagen erforderlich. Durch die Formulierung in § 3 Ab-
satz 1 "sind vom Antragsteller mindestens folgende Angaben zu machen" kann 
der Fristlauf nicht von der Vorlage der nicht abschließend aufgezählten An-
tragsunterlagen abhängig gemacht werden. Der Fristlauf setzt somit eine Ent-
scheidung der zuständigen Behörde über die Vollständigkeit der Unterlagen 
voraus.

69. Zu Artikel 5 (§ 3 Absatz 4 Satz 2 IZÜV)

In Artikel 5 sind in § 3 Absatz 4 Satz 2 die Wörter "um drei Monate" zu strei-

chen.

Begründung:

Absatz 4 verpflichtet die zuständige Behörde, innerhalb einer Frist von sieben 
Monaten nach Antragseingang über den Antrag auf Erteilung einer Erlaubnis 
oder Genehmigung zu entscheiden. Die zuständige Behörde kann die Frist um 
drei Monate verlängern, wenn dies wegen der Schwierigkeit der Prüfung oder 
aus Gründen, die dem Antragsteller zuzurechnen sind, erforderlich ist.

Die Richtlinie 2010/75/EU fordert Fristen für die Entscheidung über einen Ge-
nehmigungsantrag nicht. Deshalb sollte die Möglichkeit zur Verfahrensverlän-
gerung entfristet werden, um genügend Zeit für eine ordnungsgemäße Durch-
führung der Verfahren im Einzelfall gewährleisten zu können.

70. Zu Artikel 5 (§ 4 Absatz 1 Satz 1 IZÜV)

In Artikel 5 sind in § 4 Absatz 1 Satz 1 die Wörter "§ 1 Absatz 1 Satz 1" durch 

die Wörter "§ 2 Absatz 1 Satz 1" zu ersetzen.

Begründung:

§ 2 Absatz 1 und nicht § 1 Absatz 1 IZÜV regelt, in welchen Fällen ein Ver-
fahren nach den §§ 3 bis 6 IZÜV durchzuführen ist. Insofern bedarf der Ver-
weis der Korrektur. Im Übrigen würde nach der Regierungsvorlage in den Fäl-
len, in denen eine Erlaubnis erteilt bzw. geändert wird, aber nach Immissions-
schutzrecht keine wesentliche Änderung i. S. v. § 16 Absatz 1 Satz 1 erster 
Halbsatz BImSchG vorliegt und von daher nicht einmal eine Genehmigung 
nach § 16 BImSchG erforderlich wäre, die Ausnahme von der Pflicht zur Öf-
fentlichkeitsbeteiligung nach § 4 Absatz 1 Satz 2 Nummer 2 IZÜV nicht grei-
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fen. Auf die Nummer 2 der Vorschrift käme es dann gar nicht mehr an. Solche 
Fälle können in der Praxis durchaus häufiger vorkommen, z. B. bei Änderung 
nur abgaberechtlicher Parameter. Mit der Änderung wird durch den Verweis 
auf § 2 Absatz 1 Satz 1 IZÜV, der auf die wesentliche Änderung einer 
Industrieanlage abstellt, gewährleistet, dass Fälle wie die vorgenannten von 
vornherein vom Anwendungsbereich des § 4 Absatz 1 IZÜV ausgenommen 
sind und daher keine Öffentlichkeitsbeteiligung durchzuführen ist.

71. Zu Artikel 5 (§ 5 Absatz 1 Satz 1, Absatz 2 Satz 1 IZÜV)

In Artikel 5 ist in § 5 Absatz 1 Satz 1 und Absatz 2 Satz 1 jeweils die Angabe 

"§ 4 Absatz 2" durch die Angabe "§ 4 Absatz 1" zu ersetzen.

Begründung:

Der Verweis auf § 4 Absatz 2 verweist auf den Zeitpunkt "Veröffentlichung 
der Entscheidung". Hier muss aber auf den Zeitpunkt "Veröffentlichung der 
Antragsunterlagen" hingewiesen werden, damit noch eine sachgerechte Betei-
ligung der Öffentlichkeit in den anderen Staaten vor Erlass der Entscheidung 
sichergestellt werden kann.

72. Zu Artikel 5 (§ 5 Absatz 1 Satz 4 IZÜV)

In Artikel 5 sind in § 5 Absatz 1 Satz 4 die Wörter "von der obersten Wasserbe-

hörde bestimmte Behörde" durch die Wörter "für die Zulassung zuständige 

Wasserbehörde" zu ersetzen.

Begründung:

Auf diese Weise ist klar, welche Wasserbehörde hier gefordert wird, ohne dass 
es einer landesrechtlichen Bestimmung bedarf.
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73. Zu Artikel 5 (§ 5 Absatz 2 Satz 4 IZÜV)

In Artikel 5 ist in § 5 Absatz 2 Satz 4 das Wort "Anhörungsbehörde" durch die 

Wörter "unterrichtende Behörde" zu ersetzen.

Begründung:

Die Änderung dient der Klarstellung. Unabhängig davon, dass die Verordnung 
in den genannten Bestimmungen für die gleiche gemeinte Behörde zwei 
unterschiedliche Bezeichnungen wählt, macht es keinen Sinn, zwischen einer 
"unterrichtenden" und einer "anhörenden" Behörde zu unterscheiden, was im 
Zweifel wieder durch landesrechtliche Regelungen klargestellt werden müsste. 
In Verbindung mit der zu § 5 Absatz 1 Satz 4 angeregten Änderung wäre 
geklärt, dass es sich im gesamten Handlungsfeld des § 5 um die für die 
Zulassung zuständige Behörde handelt, wie dies bisher auch schon landes-
rechtlich geregelt ist.

74. Zu Artikel 5 (§ 5 Absatz 3 Satz 1, Absatz 4 Satz 1, Absatz 5 Satz 1 IZÜV)

In Artikel 5 sind in § 5 Absatz 3 Satz 1, Absatz 4 Satz 1 und Absatz 5 Satz 1 

jeweils die Wörter "für die Anhörung zuständige Behörde" durch die Wörter 

"unterrichtende Behörde" zu ersetzen.

Begründung:

Die Änderung dient der Klarstellung. Unabhängig davon, dass die Verordnung 
in den genannten Bestimmungen für die gleiche gemeinte Behörde zwei unter-
schiedliche Bezeichnungen wählt, macht es keinen Sinn, zwischen einer 
"unterrichtenden" und einer "anhörenden" Behörde zu unterscheiden, was im 
Zweifel wieder durch landesrechtliche Regelungen klargestellt werden müsste. 
In Verbindung mit der zu § 5 Absatz 1 Satz 4 angeregten Änderung wäre 
geklärt, dass es sich im gesamten Handlungsfeld des § 5 um die für die 
Zulassung zuständige Behörde handelt, wie dies bisher auch schon landes-
rechtlich geregelt ist.
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75. Zu Artikel 5 (§ 7 Absatz 2 und 3 - neu - IZÜV)

In Artikel 5 ist § 7 wie folgt zu ändern: 

a) Absatz 2 ist wie folgt zu fassen:

"(2) Der Inhaber einer Erlaubnis oder Genehmigung nach § 1 Absatz 1 

Satz 1 hat nach Maßgabe der Inhalts- und Nebenbestimmungen der Erlaub-

nis oder Genehmigung oder auf Grund von Rechtsverordnungen der zu-

ständigen Behörde jährlich Folgendes vorzulegen:

1. eine Zusammenfassung der Ergebnisse der Emissionsüberwachung,

2. sonstige Daten, die erforderlich sind, um die Einhaltung der Einlei-

tungs- oder Genehmigungsanforderungen zu prüfen.

Die Pflicht nach Satz 1 besteht nicht, soweit die erforderlichen Angaben der 

zuständigen Behörde bereits auf Grund anderer Vorschriften vorzulegen 

sind. Wird in der Abwasserverordnung in ihrer am 28. Februar 2010 gelten-

den Fassung, einer Rechtsverordnung nach § 23 des Wasserhaushaltsge-

setzes oder in einer Inhalts- oder Nebenbestimmung ein Emissions-

grenzwert oberhalb der in den BVT-Schlussfolgerungen genannten Emis-

sionsbandbreiten bestimmt, so hat die Zusammenfassung nach Satz 1 

Nummer 1 einen Vergleich mit den in den BVT-Schlussfolgerungen ge-

nannten Emissionsbandbreiten zu ermöglichen."

b) Folgender Absatz 3 ist anzufügen:

"(3) Der Inhaber einer Erlaubnis oder Genehmigung nach § 1 Absatz 1 

Satz 1 kann von der zuständigen Behörde verpflichtet werden, diejenigen 

Daten zu übermitteln, deren Übermittlung nach einem Durchführungsakt 

nach Artikel 72 Absatz 2 der Richtlinie 2010/75/EU vorgeschrieben ist und 

die zur Erfüllung der Berichtspflicht nach § 10 erforderlich sind, soweit 

solche Daten nicht bereits auf Grund anderer Vorschriften bei der zuständi-

gen Behörde vorhanden sind. § 3 Absatz 1 Satz 2 und § 5 Absatz 2 bis 6 des 

Gesetzes zur Ausführung des Protokolls über Schadstofffreisetzungs- und –

verbringungsregister vom 21. Mai 2003 sowie zur Durchführung der Ver-

ordnung (EG) Nr. 166/2006 vom 6. Juni 2007 (BGBl. I S. 1002) gelten ent-

sprechend."
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Folgeänderung:

In § 8 Absatz 2 ist die Angabe "§ 7 Absatz 3 Satz 1 Nummer 2" durch die An-

gabe "§ 7 Absatz 2 Satz 3" zu ersetzen.

Begründung:

Die Änderungen dienen der korrekten Umsetzung der Richtlinie 2010/75/EU 
eund setzen zum einen Erleichterungen für die Inhaber von Erlaubnis und G -

nehmigung um und zum anderen erleichtern sie den Ländern die Durchführung 
der Vorschriften im Vollzug. 

Artikel 14 Absatz 1 Buchstabe d der Richtlinie 2010/75/EU fordert eine jährli-
che Berichtspflicht des Inhabers einer Erlaubnis oder Genehmigung. Ohne die 
Änderung des Absatzes 2 könnten der Behörde bereits vorliegende Informatio-
nen auf Grund anderer Vorschriften keine Berücksichtigung finden. Die Rege-
lung lehnt sich an § 31 Absatz 1 - neu - BImSchG an.

Durch Absatz 3 soll sichergestellt werden, dass die zuständigen Behörden ihrer 
Berichtspflicht nach Artikel 72 Absatz 2 der Richtlinie 2010/75/EU gerecht 
werden können, wozu sie auf die Angaben der Einleiter und Anlagenbetreiber
angewiesen sind. Satz 2 verweist hinsichtlich der Formatvorgaben und Ge-
heimnisschutz auf die entsprechenden Vorschriften des Gesetzes zur Ausfüh-
rung des Protokolls über Schadstofffreisetzungs- und verbringungsregister. Die 
Regelung lehnt sich an § 31 Absatz 2 - neu - BImSchG an.

76. Zu Artikel 5 (§ 10 Satz 2 Nummer 4 IZÜV)

In Artikel 5 ist in § 10 Satz 2 Nummer 4 die Angabe "§ 14" durch die Angabe 

"§ 15" zu ersetzen.

Begründung: 

Korrektur eines redaktionellen Fehlers.

77. Zu Artikel 5 (§ 16 Nummer 01 - neu - IZÜV)

In Artikel 5 ist in § 16 der Nummer 1 folgende Nummer 01 voranzustellen:

"01. entgegen § 7 Absatz 1 Nummer 2 oder Nummer 3 eine dort genannte 

Maßnahme nicht, nicht richtig oder nicht rechtzeitig ergreift,"
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Begründung:

§ 16 trägt Artikel 79 der Richtlinie 2010/75/EU Rechnung und erklärt den Ver-
stoß gegen die Handlungs- bzw. Mitwirkungspflichten des Gewässerbenutzers 
oder Anlagenbetreibers, die insbesondere für eine ordnungsgemäße Überwa-
chung notwendig sind, zu Ordnungswidrigkeiten. 

§ 16 listet insgesamt sechs Ordnungswidrigkeiten-Tatbestände auf; er soll um 
- -einen weiteren Ordnungswidrigkeiten Tatbestand (Verstoß gegen die besonde

ren Pflichten des Gewässerbenutzers oder Anlagenbetreibers nach § 7 Absatz 1 
Nummer 2 oder Nummer 3) ergänzt werden.

78. Zu Artikel 5 (Überschrift zu Abschnitt 4, § 17 - neu - IZÜV)

Artikel 5 ist wie folgt zu ändern:

a) In der Überschrift zu Abschnitt 4 sind nach dem Wort "Ordnungswidrigkei-

ten" die Wörter "und Übergangsvorschrift" anzufügen.

b) Folgender § 17 ist anzufügen:

"§ 17

Übergangsvorschrift

Verfahren, die vor dem Inkrafttreten dieser Verordnung begonnen worden 

sind, sind nach den Vorschriften dieser Verordnung zu Ende zu führen. 

Eine Wiederholung von Verfahrensabschnitten ist nicht erforderlich."

Begründung:

Ohne Übergangsregelung müssten bereits begonnene Verfahren vollständig 
nach dieser Verordnung durchgeführt werden. Eine Übergangsvorschrift ist 
notwendig, damit die nach den bisher geltenden landesrechtlichen Regelungen 
begonnenen Verfahren mit Inkrafttreten dieser Verordnung ohne zeitliche Ver-
zögerungen weiter geführt werden können und bereits durchgeführte Verfah-
rensabschnitte nicht nochmals durchgeführt werden müssen. Die Übergangs-
regelung lehnt sich an den geltenden § 25 der Verordnung über das Geneh-
migungsverfahren an.
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79. Zu Artikel 6 Nummer 1, 2, 3, 4 (§ 1 Absatz 1, 2, § 3 Absatz 1, 4, 6 Satz 1,

§ 6 Absatz 1 Satz 1, Absatz 2 Satz 1, Absatz 3 Satz 1 Absatz 4 Satz 1, § 7 

- neu - AbwV)

Artikel 6 ist nach der Eingangsformel wie folgt zu fassen:

'1. In § 1 werden die Absätze 1 und 2 wie folgt gefasst:

"(1) Diese Verordnung bestimmt die Mindestanforderungen für das Einlei-

ten von Abwasser in Gewässer aus den in den Anhängen bestimmten Her-

kunftsbereichen.

(2) Die allgemeinen Anforderungen dieser Verordnung und die in den An-

hängen gekennzeichneten Emissionsgrenzwerte sind vom Einleiter einzu-

halten, soweit nicht weitergehende Anforderungen in der wasserrechtlichen 

Zulassung für das Einleiten von Abwasser festgelegt sind. Die übrigen An-

forderungen der Anhänge dieser Verordnung sind bei der Erteilung einer 

wasserrechtlichen Zulassung für das Einleiten von Abwasser festzusetzen. 

Anforderungen sind in die wasserrechtliche Zulassung nur für diejenigen 

Parameter aufzunehmen, die im Abwasser zu erwarten sind."

2. § 3 wird wie folgt geändert:

a) In Absatz 1 werden die Wörter "darf eine Erlaubnis für das Einleiten 

von Abwasser in Gewässer nur erteilt werden" durch die Wörter "darf 

Abwasser in ein Gewässer nur eingeleitet werden" ersetzt.

b) In Absatz 4 werden die Wörter "darf eine Vermischung zum Zwecke 

der gemeinsamen Behandlung zugelassen werden" durch die Wörter

"ist eine Vermischung zum Zwecke der gemeinsamen Behandlung zu-

lässig" ersetzt.

c) In Absatz 6 Satz 1 werden nach dem Wort "ermitteln" die Wörter "und 

in der wasserrechtlichen Zulassung festzulegen" eingefügt.

3. § 6 wird wie folgt geändert:

a) In Absatz 1 Satz 1 werden nach dem Wort "Verordnung" die Wörter 

"einzuhaltender oder in der wasserrechtlichen Zulassung" eingefügt.

b) In Absatz 2 Satz 1 werden nach dem Wort "eines" die Wörter "nach 

dieser Verordnung einzuhaltenden oder" eingefügt. 
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c) In Absatz 3 Satz 1 werden nach dem Wort "Ein" die Wörter "nach die-

ser Verordnung einzuhaltender oder" eingefügt.

d) Absatz 4 Satz 1 wird wie folgt geändert:

aa) Nach dem Wort "Ein" werden die Wörter "nach dieser Verordnung 

einzuhaltender oder" eingefügt.

bb) Das Wort "festgesetzten" wird gestrichen.

4. Nach § 6 wird folgender § 7 angefügt:

"§ 7

Ordnungswidrigkeiten

Ordnungswidrig im Sinne des § 103 Absatz 1 Satz 1 Nummer 3 Buch-

stabe a des Wasserhaushaltsgesetzes handelt, wer vorsätzlich oder fahrläs-

sig entgegen § 3 Absatz 1 Abwasser einleitet." '

Begründung:

Nummer 1 Buchstabe a stellt für die Abwassereinleiter und die Vollzugsbehör-
den klar, dass es sich bei den Anforderungen der Abwasserverordnung um 
Mindestanforderungen handelt.

Nummer 1 Buchstabe a und Nummer 1 Buchstabe b stellen Folgendes klar: 
Ausgehend von der Neuregelung des § 57 Absatz 3, Absatz 4 Satz 1 und 2 so-
wie Absatz 5 (neu) des Wasserhaushaltsgesetzes vermittelt die Verordnung der 
Bundesregierung den Eindruck, dass alle bestehenden und künftigen in der 
Abwasserverordnung geregelten Anforderungen unmittelbare Wirkung gegen-
über dem Abwassereinleiter entfalten können und somit eine Umsetzung der 
jeweiligen Anforderung in der wasserrechtlichen Zulassung (Erlaubnis) nicht 
mehr notwendig sei. Im Hinblick darauf, dass nicht alle Anforderungen der 
Verordnung den Bestimmtheitsgrad haben, der für eine unmittelbare Geltung 
einer allgemeinverbindlichen Regelung notwendig ist (z. B. Ermittlung eines 
Emissionsgrenzwertes bzw. Konzentrationswertes in Vermischungsfällen), 
müssen in der Verordnung insoweit eindeutige Aussagen bzw. Kennzeichnun-
gen getroffen werden. Nur auf diese Weise können die Abwassereinleiter und 
die zuständigen Wasserbehörden ihre jeweiligen Handlungspflichten eindeutig 
erkennen. 

Bei den Nummern 2 und 3 handelt es sich um Folgeänderungen zu den Ände-
rungen in Nummer 1 (§ 1 der Abwasserverordnung).

Durch Nummer 4 wird sichergestellt, dass Verstöße des Einleiters von Abwas-
ser gegen die nun unmittelbar wirkenden Anforderungen der Abwasserverord-
nung als Ordnungswidrigkeiten verfolgt werden können.
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80. Zu Artikel 7 Nummer 3 (§ 12 Absatz 6 Satz 2 DepV)

In Artikel 7 Nummer 3 sind in § 12 Absatz 6 Satz 2 nach den Wörtern "zur Be-

grenzung" die Wörter "der Umweltauswirkungen und zur Vermeidung" einzu-

fügen.

Begründung:

Die Formulierung "Begrenzung weiterer möglicher Ereignisse" in Satz 2 ist 
c gegenüber der zu Grunde liegenden Vorschrift gemäß Artikel 7 Buchstabe

der Richtlinie 2010/75/EU sprachlich unglücklich verkürzt. Satz 1 geht von ei-
nem eingetretenen Ereignis mit erheblichen Beeinträchtigungen des Wohls der 
Allgemeinheit aus. Hieran anknüpfend sollen weitere mögliche Ereignisse 
möglichst vermieden und nicht lediglich begrenzt werden. Die Maßnahmen, 
die die Behörde gemäß Satz 2 zu ergreifen hat, müssen daher die beiden in 
Satz 1 unterschiedenen Aspekte "Begrenzung" und "Vermeidung" vollständig 
umfassen.

81. Zu Artikel 7 Nummer 4 (§ 13 Absatz 4 Nummer 3 - neu -, Absatz 7 DepV)

In Artikel 7 ist Nummer 4 wie folgt zu fassen:

'4. § 13 wird wie folgt geändert:

a) In Absatz 4 wird in Nummer 1 das Wort "und" durch ein Komma er-

setzt, am Ende der Nummer 2 der Punkt durch das Wort ", und" ersetzt 

und folgende Nummer 3 angefügt:

"3. Feststellungen, dass die Anforderungen der Deponiezulassung nicht 

eingehalten werden."

b) Folgender Absatz 7 wird angefügt:

"(7) Unbeschadet der Informations- und Dokumentationspflichten nach 

den Absätzen 1 bis 6 übermittelt der Deponiebetreiber auf Verlangen 

der zuständigen Behörde die für die Überprüfung der Zulassung der 

Deponie erforderlichen Informationen, insbesondere die Ergebnisse der 

Messungen und Kontrollen und sonstige Daten, die der Behörde einen 

Vergleich des Betriebes der Deponie mit dem Stand der Technik im
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Begründung:

Sinne des § 3 Absatz 28 des Kreislaufwirtschaftsgesetzes sowie der in 

§ 36 Absatz 1 Nummer 1 bis 3 und 5 des Kreislaufwirtschaftsgesetzes 

genannten Anforderungen ermöglichen." '

Zu Buchstabe a:

Die Informationspflichten des Deponiebetreibers über besondere Ereignisse 
und Feststellungen sind bislang in § 13 Absatz 4 Nummer 1 und 2 aufgeführt. 
Der besseren Lesbarkeit der Deponieverordnung halber sollte die neue Infor-
mationspflicht nach § 13 Absatz 8 der Vorlage als Nummer 3 in die bestehende 
Auflistung aufgenommen werden. 

Zu Buchstabe b:

Im Sinne einer einheitlichen Begriffsverwendung innerhalb der DepV sollte es 
im neuen Absatz 7 anstatt "Ergebnisse der Emissionsüberwachung" heißen 
"Ergebnisse der Messungen und Kontrollen". Die so bezeichneten Messungen 
und Kontrollen sind nach § 12 DepV in Verbindung mit Anhang 5 Nummer 3
DepV als Verpflichtung des Deponiebetreibers nach Art, Umfang und Häufig-
keit definiert. Dabei handelt es sich nicht nur um Emissionskontrollen, sondern 
z. B. auch um Kontrollen der Verformungen des Deponiekörpers.

82. Zu Artikel 7 Nummer 7 (§ 22a Absatz 3 Satz 1 DepV)

In Artikel 7 Nummer 7 ist § 22a Absatz 3 Satz 1 wie folgt zu fassen:

"Der Abstand zwischen zwei Vor-Ort-Besichtigungen darf die folgenden Zeit-

räume nicht überschreiten:

1. ein Jahr bei Deponien der Klasse III und IV,

2. zwei Jahre bei Deponien der Klasse II sowie

3. drei Jahre bei Deponien der Klasse I.

Begründung:

Deponien der Klasse 0 fallen als Inertstoffdeponien nicht unter die IE-Richtli-
-nie. Die verbliebenen Klassen sind auf die Zeiträume entsprechend dem ein

gelagerten Stoffpotenzial zu differenzieren und aufzuteilen.
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83. Zu Artikel 7 Nummer 7 (§ 22a Absatz 5 Satz 1 DepV)

In Artikel 7 Nummer 7 sind in § 22a Absatz 5 Satz 1 nach den Wörtern "plan-

feststellungsbedürftige Deponie" die Wörter ", für die eine Pflicht zur Erstel-

lung eines Überwachungsplans und Überwachungsprogramms besteht," einzu-

fügen.

Begründung:

Die Regelung in § 22a Absatz 5 DepV dient der Umsetzung der im Zusam-
menhang mit Umweltinspektionen bestehenden Berichtspflichten nach Arti-
kel 23 Absatz 6 der Richtlinie 2010/75/EG. Gemäß Artikel 10 in Verbindung 
mit Anhang I Nummer 5.4 der Richtlinie 2010/75/EG gelten diese Pflichten 
aber nur für Deponien im Sinne der Deponierichtlinie mit einer Aufnahmeka-
pazität von über 10 Tonnen pro Tag oder einer Gesamtkapazität von über 
25 000 Tonnen, mit Ausnahme der Deponien für Inertabfälle. Für Inertabfall-
deponien, auch wenn deren Errichtung und Betrieb im Einzelfall nach § 35 Ab-
satz 2 KrWG planfeststellungsbedürftig sein sollten, bestehen insoweit keine 
Berichtspflichten nach Artikel 23 Absatz 6 der Richtlinie 2010/75/EG. Die De-
ponieverordnung sollte im Sinne einer 1:1-Umsetzung keine strengeren Anfor-
derungen als die Richtlinie 2010/75/EG normieren.

Im Hinblick auf den Gesetzentwurf zur Umsetzung der Richtlinie über Indus-
trieemissionen hat der Bundesrat vorgeschlagen, in § 47 Absatz 7 Satz 2 
KrWG klarzustellen, dass die Pflicht zur Erstellung von Umweltplänen und 
Umweltprogrammen nicht für Deponien für Inertabfälle und solche Deponien 
gilt, die eine Aufnahmekapazität von 10 Tonnen oder weniger je Tag und eine 
Gesamtkapazität von 25 000 Tonnen oder weniger haben (BR-Drs. 314/12 -
Beschluss, Ziffer 28). Die Bundesregierung hat sich diesem Vorschlag auf 
Grund der Maßgabe, die Richtlinie 2010/75/EG 1:1 in das deutsche Recht 
umzusetzen, angeschlossen. 

Auch im Rahmen der Deponieverordnung sollte die Maßgabe der 1:1-Um-
setzung weiter Beachtung finden. 

Im Weiteren kann dem Informationsbedürfnis der Öffentlichkeit im Hinblick 
auf die Ergebnisse der Überwachung von Inertabfalldeponien in angemessener 
Weise durch die Umweltinformations- und Informationsfreiheitsgesetze der 
Länder entsprochen werden.

84. Zu Artikel 9 (§ 1 Satz 1 der 11. BImSchV)

In Artikel 9 ist in § 1 Satz 1 nach der Angabe "1.8;" die Angabe "1.15; 1.16;" 

einzufügen.
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Begründung:

Nach der Begründung zu Artikel 9 ist der geänderte Satz 1 die Folgeänderung 
der Neufassung des Anhangs 1 der 4. BImSchV. 

Die neu im Anhang 1 der 4. BImSchV aufgenommenen Anlagen zur Erzeu-
gung von Biogas (Nummer 1.15) und Aufbereitung von Biogas (Nummer 1.16) 
sind nicht mit aufgeführt und würden somit der Emissionserklärungspflicht 
unterliegen.

Ein Erfordernis für eine Emissionserklärung wird bei diesen Anlagentypen, 
eranalog zur bisherigen Ausnahme der Nummer 8.6, nicht gesehen. Somit w -

den die Nummern 1.15 und 1.16 in die Ausnahmeregelung mit aufgenommen.

85. Zu Artikel 9 (§ 1 Satz 1 der 11. BImSchV)

In Artikel 9 ist in § 1 Satz 1 nach der Angabe "3.19;" die Angabe "3.22;" einzu-

fügen.

Begründung:

Die Änderung dient der Gleichstellung der Nummern 3.22 und 8.9 des An-
hangs 1 der 4. BImSchV im Hinblick auf die Emissionserklärungspflicht. 
Während die Ausnahmeregelung der Verordnung die Nummer 8.9.1 (Anlagen 
zur Behandlung von nicht gefährlichen metallischen Abfällen in Schredder-
anlagen) enthält, ist die Nummer 3.22 (Anlagen zur Behandlung von Schrotten 
in Schredderanlagen) in der Ausnahmeregelung nicht aufgeführt. Da es sich im 
Hinblick auf die möglichen Emissionen um fast identische Anlagentypen 
handelt, erscheint eine ungleiche Regelung in Bezug auf die Ausnahme von 
den Anforderungen nach der 11. BImSchV nicht sachgerecht. Die Num-
mer 3.22 sollte somit in der Ausnahmeregelung ergänzt werden. 

86. Zu Artikel 9 (§ 1 Satz 1 der 11. BImSchV)

In Artikel 9 ist in § 1 Satz 1 nach der Angabe "7.1.6," die Angabe "7.1.7.2, 

"7.1.8.2," einzufügen. 

Begründung:

Die Ergänzung dient der Gleichstellung der Tierhaltungsanlagen nach der 
Nummer 7.1 des Anhangs 1 der 4. BImSchV nach der Verfahrensart "V"
(Genehmigungsverfahren ohne Öffentlichkeitsbeteiligung) im Hinblick auf die 
Emissionserklärungspflicht. In der bisher geltenden Fassung waren sämtliche 
Spalte 2-Anlagen der Nummer 7.1 des Anhangs 1 der 4. BImSchV von der 
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Pflicht zur Emissionserklärung ausgenommen. In der Ausnahmeregelung der 
Verordnung fehlen nunmehr die Anlagen der Verfahrensart "V" für die Num-
mern 7.1.7 (Schweinemastbetriebe) und 7.1.8 (Sauenplätze). Beispielsweise 
wäre nach der Verordnung ein Betrieb mit 39.999 Legehennenplätzen (Num-
mer 7.1.1.2) von der Emissionserklärungspflicht ausgenommen, während der 
Betreiber einer Anlage mit 560 Sauenplätzen eine Emissionserklärung abgeben 
müsste. Dies erscheint nicht sachgerecht. Die Nummern 7.1.7.2 und 7.1.8.2 
sollten daher den anderen Anlagen der Verfahrensart "V" der Nummer 7.1 im 
Hinblick auf die Pflicht zur Emissionserklärung gleichgestellt werden. 

87. Zu Artikel 9 (§ 1 Satz 1 der 11. BImSchV)

In Artikel 9 ist in § 1 Satz 1 nach der Angabe "8.12;" die Angabe "8.13;" einzu-

fügen.

Begründung:

Die Änderung dient der Gleichstellung der Nummern 9.36 und 8.13 des 
Anhangs 1 der 4. BImSchV im Hinblick auf die Emissionserklärungspflicht. 
Während die Ausnahmeregelung der Verordnung die Nummer 9.36 (Anlagen 
zur Lagerung von Gülle oder Gärresten) enthält, ist die Nummer 8.13 (Anlagen 
zur zeitweiligen Lagerung von Gülle oder Gärresten) in der Ausnahmeregelung 
nicht aufgeführt. Da es sich im Hinblick auf die möglichen Emissionen um fast 
identische Anlagentypen handelt, erscheint eine ungleiche Regelung in Bezug 
auf die Ausnahme von den Anforderungen nach der 11. BImSchV nicht 
sachgerecht. Die Nummer 8.13 sollte somit in der Ausnahmeregelung ergänzt 
werden. 

88. Zu Artikel 9 (§ 1 Satz 1 der 11. BImSchV)

In Artikel 9 ist in § 1 Satz 1 die Angabe ", 9.11.2" zu streichen.

Begründung:

Offene oder unvollständig geschlossene Anlagen zur  Erfassung von Getreide, 
Ölsaaten oder Hülsenfrüchten von der Emissionserklärungspflicht auszuneh-
men, erscheint nicht sachgerecht. Es handelt sich um Anlagen mit vergleichs-
weise hoher Emissionsrelevanz für Staub. Daher sollten diese Anlagen wie 
bisher der Emissionserklärungspflicht unterliegen und somit in der Ausnah-
meregelung gestrichen werden.
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89. Zu Artikel 9 (§ 1 Satz 1 der 11. BImSchV)

In Artikel 9 ist in § 1 Satz 1 ist die Angabe "10.2;" zu streichen.

Begründung:

Klarstellung des Gewollten.  

Die Nummer 10.2 des Anhangs 1 der 4. BImSchV ist in der Verordnung nicht 
besetzt.

90. Zu Artikel 9 (§ 1 Satz 1 der 11. BImSchV)

In Artikel 9 ist in § 1 Satz 1 die Angabe "10.3;" zu streichen.

Begründung:

In der Verordnung wurde Nummer 10.3 des Anhangs 1 der 4. BImSchV (ei-
genständige Abgasreinigungsanlage) in die Ausnahmeregelung zur Emissions-
erklärungspflicht aufgenommen. Da diese Anlagen üblicherweise größere 
Emissionsfrachten freisetzen, erscheint es nicht sachgerecht, diese Anlagen von 
der Emissionserklärungspflicht zu befreien. Nummer 10.3 sollte daher aus der 
Ausnahmeregelung gestrichen werden. 


